


































































































































Dieses Buch deckt Hintergründe und 
Umfelder des Neonazi-Terrors an­
hand konkreter Beispiele auf, unter­
sucht Zusammenhänge organisatori­
scher, personeller und politisch-ideo­
logischer Natur, belegt skandalöse 
Verhaltensweisen von Justiz und Be­
hörden. Kurzbeschreibungen von 
"A-Z" fassen typische Merkmale und 
Aktionen neonazistischer Gruppierun­
gen und Organisationen zusammen. 
Ein umfangreicher Dokumententeil er­
gänzt den Text. 
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Sudan 
Catharina Klotz 

Numeiris Tanz auf dem Seil 
"Wir lassen uns nicht vom IMF (Internationaler Währungs­
fonds), der Weltbank und den Vereinigten Staaten regie­
ren!" Mit solchen Slogans demonstrierten im Januar dJ. vor 
allem Schüler und Studenten in Khartum und später auch in 
anderen Städten gegen die Preiserhöhungen bei Waren des 
täglichen Bedarfs. 
Als eine Folge der Abkommen zwischen der sudanesischen 
Regierung und dem IM F waren die Preise für die Grund­
nahrungsmittel Zucker, Mehl, Speiseöl und Fleisch sowie ftir 
Benzin drastisch erhöht worden; ruf Zucker sogar um 62%.1 
Die: Demonstrationen dauerten vitr Tage an, Schulen und 
Universitiilen wurden geschlossen. Am vierten Tag schließ­
lich ging die Polizei mit Gewehren gegen die Demonstranten 
vor; mind~st~ns einer wurde getötet und 85 verhaftet, da"on 
40 Schüler. 
Die jetzigen Preissteigerungen sind nur die Spitze eines F.is­
berges, ein Anzeichen unter vielen für die katastrophale 
Wirtschaftslage des Sudan. Trotz an sich guter natürlicher 
Voraussetzungen steht das Land heute in der Liste der 
ärmsten Länder der Welt an 17. Stelle. 2 

Die wirtschaftliche Situation hat sich in den letzten Jahren 
immer weiter verschlechtert. In der Landwirtschaft führten 
die Anbaumethoden - besonders die schädlingsanfalligen 
Monokulturen - und die Oberstrapazierung des Bodens da­
zu, daß die Baumwollproduktion, wichtigste Einnahme­
quelle des Landes, seit 1976 um 50% gesunken ist. Die Ein­
nahmen daraus betrugen 1980 nur noch 150 Mio Dollar. 
Durch die exportorientierte Produktion und das weitgehen­
de !--ehlen einer eigenen Indusuie ist das Land gezwungen, 
Konsumgüter und ~Iaschinen teuer zu importieren. 1980 
stiegen die Importe um 25% auf 1,7 Mrd Dollar, die Exporte 
jedoch sanken um 3,3% auf 500 .\1io Dollar. Diese 500 Mio 
werden allein schon von den Öh:ahlungen an Saudi Arabien 
aufgezehrt . 

Wirtschaftskrise im Zeichen des IMF 

Man hofft zwa~, bis 1985 über die Hälfte des Bedarfs 
(25 .000 von den benötigten 40.000 Barrel pro Tag) aus den 
eigenen, neuentd~ckten Olvorkommen zu decken. Bisher 
jedoch kosten auch diese nur zusätzlich Geld: die neue Raf­
finuie in Kosti schluckte 1 Mrd Dollar, und die geplante 
Pipeline nach Port Sudan würde weitere 2 Mrd kosten. 
Um überhaupt die Wirtschaft in Gang halten zu können, ist 
der Sudan gezwungen, riesige Kredite im Ausland aufzu­
nehmen. Seine Auslandsschulden betragen mittlerweile zwi­
schen 3 und 4 Mrd Dollar, allein bei westlichen Banken 450 
Mio. Das Zahlungsbilanzdefizit liegt bei 700 Mio Dollar. J 

Schon früher hatte sich die Regierung Numeiri dem IMF 
gegenüber verpflichtet, das Budget zu kürzen und die 
Importe zu beschränken. Diese Verpflichtungen konnten 
jedoch nicht eingehalten werden - das Numeiri.Regime 
kann ~s sich politisch nicht leisten, an der Rüstung oder im 
Verwaltungsapparat zu sparen, und eine Verringerung der 
Importe hätte die Versorgung der Bevölkerung ernsthaft ge­
fahrdet. Der IMF stellte daraufhin die Zahlungen ein. 

Letzten November nun fanden neue Verhandlungen statt. 
Als Ergebnis wurde für 1982 ein "Notkredit" von 237 Mio 
Dollar bewilligt. Dabei mußte der Sudan akzeptieren, seine 
Währung um 12,5% abzuwerten (was Importe weiter ver­
teuert), die Steuern noch mehr zu erhöhen (Olsteuer um 
40%, ImporlSleuer um 10%) und die staatlichen Subventio­
nen fliT Speiseö l, Weizen und Zucker zu streichen.4 

Die Privatisierung der Wirtschaft schritt voran. Selbst das 
Regierungsmonopol auf Zucker-, Weizen- und Mehlimporte 
wurde aufgegeben und die Preiskontrollen gelockert . Das 
führte natürlich zu weiteren Preis5teigerungen und zu einer 
Erhöhung der Innationsrate, die schon jetzt bei tiber 50% 
liegt. 
Bei der restriktiven Lohnpolitik und einer Arbeitslosenzahl 
von 3 Mi0 5 verschlechterten sich 50 die Lebensbedingungen 
.der Bevölkerung rapide. 
Die Proteste dagegen sind nicht vereinzelt. Im Laufe des 

, 
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letzten Jahres gab es eine ganze Serie von Streiks; Höhe­
punkt war der mehrwöchige Eisenbahnerstreik im Mai/Juni 
1981. Er richtete sich gegen die Preissteigerungen und gegen 
unbegründete Entlassungen. die in letzter Zeit immer häufi· 
ger wurden. Präsident Numeiri konnte der Lage nur Herr 
werden, indem er die 43.000 Mitglieder starke Gewerkschaft 
aunöste, in der traditionell die illegale Sudanesische Kom· 
munistische Partei (gegr. 1946) fUhrend ist. Die Unruhen 
setzten sich zunächst in Khartum fort, um sich später auf 
die Provinzhauptstädte auszuweiten. 
Den vorläufigen Höhepunkt bildete die Reaktion auf die 
Preissteigerungen Anfang dieses Jahres. Nachdem zunächst 
Schüler in Khartum demonstriert hatten, schlossen sich bald 
auch die Studenten, schließlich sogar Arbeiter an. Die Be­
wegung verbreitete sich schnell auf die anderen Landesteile. 
In den Städten herrschte Aufruhr: Geschäfte, Tankstellen 
und Autos wurden verbrannt. Sämtliche Schulen und Uni· 
versitäten waren geschlossen. Zwischen Khartum und Atbar 
wurden die Bahnlinien zerstört. Wie breit die Bewegung ist 
und wie wenig Gafaar d-Numeiri mit Unterstützung aus der 
Bevölkerung rechnen kann, zeigt ein Beispiel: Als in Khar­
turn in einer Olraffinerie und in einem Elektrizitätswerk 
Bomben explodienen, wurde die Feuerwehr von der Bevö l­
kerung dann gehinde rt, die entstehenden Brände zu lö­
schen. 
Auch der wieder aufgebrochene Nord-Süd-Konflikt belastet 
das Regime innenpolitisch schwer. Letztes Jahr wurden im 
Zusammenhang mit den Olvorkommen zum ersten Mal 
Pläne bekannt, die halbautonome Siidregion in drei vonein· 
ander unabhängige Provinzen zu unterteilen. Dies löste bei 
den meisten südlichen Politikem Proteste aus. Eine Auftei­
lung würde ihre Macht gegenüber der Zentralregierung 
schwächen und den wirlschafliich unterentwickelten Süden 
kaum von einem Olboom profitieren lassen. 
Ende Dezember 1981 gründeten 21 Südpolitiker, die der 
stärksten Fraktion der Dinka-Stammesgruppe zuzurechnen 
sind und an d~ren Spitze Clement ~'Iboro, ehemaliges Mit­
glied des Regionalparlaments, steht, den Rat für die Einheit 
des Südsudan (CUSS). Sie warfen Präsident Numeiri vor, 
seine Vollmachten zur Auflösung des südlichen Regional­
parlaments verstießen gegen das Abkommen von Addis 
Abeba ( 1972), mit dem damals der Bürgerkrieg zwischen 
Nord und Süd durch größere politische Autonomie für den 
Süden beendet worden war. 
Die CUSS-Mitglieder wurden verhaftet und beschuldigt, eine 
neue Partei gegründet zu haben - ein Verstoß gegen die 
Verfassung des Sudan, nach der die Sudanesische Sozialisti­
sche Union (SSU) die einzig legale Partei ist. 12 der Politiker 
wurden bald wieder freige lassen, die anderen blieben vor­
läufig im Gefängnis. Mittlerweile befindet sich nur noch ci· 
ner von ihnen. Samuel A. Bol. in lIaft. 

, 
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Diese Vorkommnisse sind vielleicht für sich genommen 
nicht von entscheidender Bedeutung. Sie zeigen jedoch, daß 
die Integrationspolitik der letzten Jahre nicht mehr richtig 
funktioniert. Präsident Numeiri kämpft gegen eine Opposi­
tion, die immer stärker wird und von allen Seiten kommt. 
Das Numeiri-Regime reagiert zunehmend repressiver. Naeh 
der Aunösung der Journalisten-Union und der Eisenbahner­
gewerkschaft Mitte letzten Jahres setzte eine Welle von Mas­
senverhaftungen e in. Im Septembcr 1981 wurden in Khar­
turn 8.000 Personen mit der Begründ\J.ng verhaftet, sie se ien 
"Herumtreiber", "Kriminelle" usw. Im Oktober waren es 
bereits über 17.000, und ihre Zahl ist seither nicht gesun­
ken_ 6 

Massenproteste und Nord-Süd-Spannungen 

Doch nicht nur von links kamen Angriffe: Auch die Mahdi­
sten und die Moslembrüder, die sei t 1977 - ein Jahr nach 
ihrem Putschversuch - wieder mit der Regierung zusam­
mengearbeitet hatten, üben zunehmend Kritik und distan­
zieren sich von Gafaar cI-Numeiri. Sie wenden sich vor allem 
gegen die Zusammenarbeit mit Ägypten und den USA_ Und 
sie ford ern die EinfUhrung des islamischen Rechts - was 
sich der nichtislamische Süden niemals gefallen lassen würde_ 
AIs wirksamstes Mittel gegen eine wachsende Opposition er­
wies sich im Sudan noch immer die Umbildung der Regie­
rung und die vorläufige Auflösung der demokratischen In­
stitutionen. 

Im Oktober 198 1 löste Präsident t'l"umeiri (wieder einmal) 
das Nat ionalparlament sowie das südliche Regionalparla­
ment auf. Die Anzahl der Parlamentsmitglieder im National­
parlament wurde von 366 auf 151 verringert. Für den Süden 
wurde eine Ubergangsregierung unter dem moslcmischen 
Militär A. Rassas eingesetzt und Neuwahlen innerhalb von 6 
Monaten angekündigt, womit den südlichen Autonomie­
bestrebungen fUrs erste ein Ende gesetzt war_ 
Im November entließ Numeiri im Zusammenhang mit den 
IMF-Gesprächen sein Kabinett "wegen UnHihigkeit" und 
bildete ein neues aus 13 statt wie bisher 18 Mitgliedern ­
ein Stab Getreuer, die ihm helfen sollen, die neue Politik 
durchzusetzen. Die einzigen, die ihre Posten behielten, 
waren Innen minister A_ Rachman, Außenminister M. ~1uba· 
rak und Verteidigungsminister A. ChaliJ. 

Doch zu Beginn dieses Jahres kam Kritik aus den Reihen der 
eigenen Partei, und schließlich sogar von seiten des Militärs, 
das bisher als einziges fest zu Präsident Numeiri gestanden 
hatte. Man sprach von Korruption innerhalb von Partei und 
Regierung, von schlechter ParteifUhrung. Hohe Generäle kri­
tisierten den immer autokratischer werdenden Stil Gafaar 
el-Numeiris. Dieser drohte daraulbin der SSU gegenüber mit 
Rücktritt, falls sie seine Wirtschaftspolitik nicht rückhaltlos 
akzeptiere. Eine Woche später löste er dann, im Anschluß an 
eine Tagung der SSU, das Zentralkomitee und das Politbüro 
auf. Der für Februar 1982 vorgesehene Parteikongre6 wurde 
auf unbestimmte Zeit verschoben. 

Auch das Militär blieb nicht verschont. 22 Offiziere wurden 
entlassen_ Entmachte t wurde auch A_ Chalil, der "Kron­
prinz", bisheriger Generalsekretär der SSU, I. Vizepräsi­
dent, Vertcidigungsminister und Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte. 
Präsident Numeiri riskiert vie l mit dieser Maßnahme: Wenn 
sein Rückhalt in den Streitkräften schwindet, verliert er 
seine einzige Stütze. Umso mehr muß er nun versuchen, sich 
auf seine ausländischen Freunde zu Stützen _ und dies sind 
vor allem Agypten und die USA. 
Zu Ägypten unterhält der Sudan besonders enge Kontakte. 



Am 5. Januar 1982, am selben Tag, als man begann, auf 
demonstrierende Schüler zu schießen, besuchte Ägyptens 
Außenminister K.H. Ali Präsident Numeiri, während der 
ägyptische Präsident Mubarak seinen Antrittsbesuch in den 
USA abstattete. 
Der Sudan nimmt in den Plänen der USA eine immer wich­
tigere Rolle ein. Die Militärhilfe der USA wurde 1982 von 
30 auf 100 Mio Dollar verdreifacht. (Die Wirtschaftshilfe 
betrug 1981125 Mio Dollar).7 
Welchen Stellenwert der Sudan rur die USA hat, machen die 
Worte von US-Außenminister Alexander Haig deutlich, der 
dieses krisengeschüttelte, bankrone Land als "Insel der 
Stabilität in einem Meer von Aufruhr" bezeichnete. 8 Dies 
hat sich seit dem Tod des ägyptischen Präsidenten Sadat 
noch verstärkt, denn Ägyp tens Haltung ist außenpo litisch 
nicht mehr ganz so eindeutig, wie sie war. 
Der Sudan dient den USA heute als strategischer Gegenpol 
gegen Libyen, Äthiopien und den Südjemen, die sich im 
August 1981 zu einem Verteidigungspakt zusammenge­
schlossen haben. Allerdings war dies nur eine Reaktion auf 
das - auf Betreiben der USA im März desselben Jahres zu­
standegekommene - Sicherheitsabkommen in der Golf­
region. Washington möchte dieses Abkommen auf die ge­
samte Region unter Einschluß des Sudan ausdehnen·. 

Indem G. el-Numeiri die "libysche Gefahr" hochspielte, 
kam er den Bedürfnissen der Reagan-Administration zum 
rechten Zeitpunkt entgegen. Täglich konnte man in Khar­
tum Berichte über libysche Grenzverletzungen und Angtiffs­
akte hören. 
Der Opposition wird vorgeworfen, sie arbeite mit libyschen 
Agenten zus.ammen, sei von diesen angestiftet. Libysche 
Agenten werden auch für die wirtschaftlichen Mißstände 
verantwortlich gemacht und aus einem Luftangriff der liby­
schen Streitkräfte auf den Tschad-Rebellen Hissene Habre 
wird ein militärischer Großangriff auf den Sudan. 

Als Stellvertreter der USA ist der arme und wirtschaftlich 
abhängige Sudan natürlich nicht so gut geeignet wie Ägyp­
ten - als Stützpunkt- und Hinterland rur Rebellen ist er 
jedoch ideal. Er liegt im Zentrum des Interessengebiets der 
USA, am Roten Meer, und hat Grenzen zu acht anderen 
Ländem, darunter Libyen und Äthiopien. Er beherbergt 
viele reaktionäre RebelJengTuppen, ob das nun die von 
Präsident Numeiri auch finanziell unterstützten Truppen H. 
Habres im Tschad sind oder reaktionäre Teile der eritrei· 
sehen Bewegung. 
Trotzdem muß der Sudan vorsichtig sein - die wirtschaft­
lichen und innenpolitischen Schwlerigkeiten erlauben es ihm 
nicht, sich in der Region zu viele Feinde zu machen. Offene 
Feindseligkeiten gibt es eigentlich nur Libyen gegenüber. 
Die Beziehungen zu Äthiopien sind zeitweise besser gewor­
den, und im Januar dJ. gab es Gespräche zwischen G. eI­
Numeiri und dem tschadischen Präsidenten G . Oueddei; die 
offene Unterstützung der Truppen H. Habres war damit be­
endet . 
Was Gafaar el-Numeiri betreibt, ist ein Tanz auf dem Seil. 
Aber die USA werden alles dafür tun, sich ihren Statthalter 
am Roten Meer zu erhalten. Und solange die Opposition 
noch derart zersplittert ist, wird ihnen das wohl auch gelin­
gen. 

Anmttkungen: 
I) Nach: Tag~~·Anz~iger, 15.1.1982 
2) Vg!.lnternational Herald Tribune (IHT), ZUrich, SO.11.1981 
3) Daten nach: IHT, 16., 15. und 30.1 1.1981 
-I) Vg!. PaJcnine, Beirut, Nr. 2/15.·31.1.1982 
5) Vg!. Deutsche Volksuitung, 3.12.1981 
6) Vg1. Süddeutsche Z~itung, 15.9.1981 sowie Fnmkfurter Allge­

meine Zeitung, 7.10.1981 
7) Vg!. IHT, 15.4.1981 
8) Zit. nach: New African, London, Februar 1982 
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Af hanistan 
Im März 1982 kamen in Kahul über 800 Delegierte der regierenden Volksdemokratischen Partei (VDPA) zur ersten VDPA­
Landc:skonferenz seit der Aprilrevolution 1978 l.usammen. Sie biUigten den von VDPA-Generalsekn:tär Babrak Karmal ver­
lesenen Berkht des Zentralkomitees, verabschiedeten einstimmig ein Aktionsprogramm für die kommenden Jahre und be­
schlossen Änderungen des VDPA-Statuts. Darunter findet sich e ine kürzere Kandidatenzeit für Arbeiter und Bauern a ls für 
Kandidaten anderer Sozialbereiche sowie die Verpflichtung, für die Einheit der Partei und die Festigung des Vertraucnsverhält­
nissc:s zu den Massen aktiv e inzutreten. Das Aktionsprogramm nennt als wichtigste Aufgaben die konsequente Fortführung der 
antifeudaJen Agrarreform, die Erhöhung des Gesamtniveaus der Wirtschaft und des Lebensstandards der Massen, die Entwick­
lung der Kultur der Nat ionalitäten und Stämme, eine tidgreifende Demokratisierung, die Respektierung der nationalen Eigen­
heiten, religiösen Gefühle und kulturellen Traditionen des Volkes. Als Voraussetzung hiernir erdchtete die VDPA·Konferenz die 
Zerschlagung der bewaffneten Gegenkräfte und die Konsolidierung der revolutionären Volksmacht. Die Landeskonferenz 
wandte sich in einem AppeU (siehe Kasten) an alle patriotischen Kräfte, beim Aufbau einer neuen Gesellschaft tei~uhaben. 
Ocr Marburger Proressor und Film emacher Güntel Giesenfeld, der kürzlich in Arghanistan weilte, spr.tch in Kabul mit der 
afghanisehen Erziehungsministerin Anahita Ratebzahd über Probleme und Rekonsolidierungsschritte der VDPA. 

Interview mit Anahita Ratebzahd 

Neues Vertrauen in die 
Volksdemokratische Partei 

FRAGE: Warum sind sowjetische Truppen in Ihrem Land 
und wie lange werden sie noch bleiben? 
A. RATEBZAHD: ~un, wir haben die Führung der Sowjet­
union rechtmäßigerweise darum gebeten, da Afghanistan 
und die Sowjetunion einen diesbezüglichen Vertrag unter­
schrieben haben; dieses begrenzte Kontingen t sowjetischer 
Truppen wurde gebeten, uns gegen eine Aggression zu hel­
fen, die vor dem neuen Stadium der Revolution gegen 
Afghanistan im Gange war. 

Andernfalls nämlich - wenn wir nicht um diese Hilfe gebe­
ten hätten, das versichere ich Ihnen -, bestand die Möglich­
keit, daß Afghanistan ein weiteres Chile im Herzen Asiens 
geworden oder in verschiedene Teile zersplittert worden 
wäre. Dann wäre auf Anordnung des Imperialismus und sei­
ner Führungsmacht, der Vereinigten Staaten, der Faschis­
mus an die Macht gelangt. Dieses begrenzte Kontingent so­
wjetischer Truppen ist hier, um uns gegen eine neue Aggres­
sion zu helfen, die es immer noch gibt: An unserer Grenze 
existieren 80 Lager; sie werden von pakistanischen reaktio­
nären Kräften ausgebildet, unterstehen der Regierung Zia 
ul-Haq und genießen die Hilfe der USA, der chinesischen 
Hegemonisten und reaktionärer Kräfte aus arabischen 
Ländern. 

Cowboy Reagan als Helfer der Moslems? 

Sie wissen, daß nach dem Tode Sadats, der öffentlich gesagt 
hat, e r helfe den Konterrevolutionären Afghanistans, Mrs. 
Thatcher an unsere Grenze gekommen ist. Sie nahm sich das 
Recht, diesen Konterrevolutionären zu versichern, daß sie, 
da Sadat tot ist, ihnen mit 4 Mio Pfund Sterling helfen 
werde. 

Und Sie wissen ebenfalls, daß seine Exzellenz, Herr Cowboy 
Reagan, ebenfalls öffentlich erklärt hat, daß er den Konter­
revolutionären Afghanistans helfen wird. Er ging noch einen 
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Schritt weiter und nahm sich das Recht zu sagen, daß sie für 
Afghanistans Freiheit kämpfen und afghanischen MC!slems 
helfen würden, wie er sich ausdrückte. Und er hai eine~ Tag 
(den 21. März; d. Red.) zum Tag des kämpfenden Afghani­
stan erklärt. 

FRAGE: Aber es gibt doch auch Widerstand und Kämpfe 
im Landesinnem? 
A. RATEBZAHD : Wir sind durchaus in der Lage, es mit den 
Konterrevolutionären innerhalb des Landes aufzunehmen. 
Aber das begrenzte Hilfskon tingent sowjetischer Truppen ist 
hier, um die neue Aggression zurückzuschlagen. Wenn man 
uns in diesem Augenb lick, während Sie hier si tzen, ein 
Dokument gäbe, das die Garantie einer Internationalen 
Organisation enthielte, würden wir das begrenzte Kontin­
gent so.wjetischer Truppen bitten, in seine friedliche Heimat 
zurückzukehren, so wie wir es gebeten haben, zu kommen. 
Und sie werden in ihre friedliche Heimat zurückkehren. 
Aber solange es eine solche Garantie nicht gibt und so lange 
unsere Nachbarn sich nicht mit uns an einen Tisch setzen 
können, um die Dinge auf politischem Wege zu diskutieren, 
so lange werden wir sie dabehalten, weil es diese 80 Ausbil­
dungslager an unserer Grenze gibt. 

FRAGE: Könnten diesen Schutz nach außen nicht Truppen 
der UNO übernehmen? 
A. RATEBZAHD: Nun, ich muß Ihnen sagen , daß wir die 
Vereinten Nationen darum gebeten hatten, durch ihre Hilfe 
oder in Gegenwart ihres Generalsekretärs mit unseren Nach­
barn zu sprechen. Aber wir bekamen keine Antwort. Und 
dann können wir sehen, daß überall in der Welt UN-Tmppen 
stehen, aber z.B. im Libanon, in Palästina und in Syrien und 
auf den Golan-Höhen gehen die Dinge weiter, und niemand 
kann etwas dagegen tun. 
Warum solhen wir also auf einem so schwierigen Weg um 
Hilfe biuen, der doch keine Garantie bielet und das Leiden 
des afghanisehen Volkes nicht beenden kann? Das einfach­
ste ist deshalb , daß die Länder dieser Region sich zu sam-



mensetzen und ihre Streitfragen auf politischem Wege lösen, 

d.h. durch Verhandlungen, freundschaftlich und friedlich. 
Aber die imperialistischen Kräfte wollen nicht, daß unsere 
Nachbarn sich an den Verhandlungstisch setzen, weil sie 
Pakistan anstelle des Iran, den sie verloren haben, als Gen· 
darmen in der Region behalten möchten. 
}-'RAGE: Wie sieht es aus mit der Unterstützung der Bevöl· 
kerung Afghanistans für die Regierung und für die Politik 
der Partei? 
A. RATE BZAHD: Die Menschen meines Landes haben eine 
sehr unverwechselbare Lebensweise und Tradition. Wenn sie 
wissen, daß Sie gerecht und ehrlich mit ihnen umgehen, 
werden sie immer mit Ihnen zusammenarbeiten. 
Nach der neuen Etappe der Revolution (seit dem Sturz H. 
Amins am 27.12.1979; d. Red.) haben wir sehr große An· 
strengungen untt:rnommen, unter dem Volk zu arbeiten, das 
sein Vertrauen verloren hatte. Wir gründeten mindestens 13 
neue Massenorganisationen in allen Teilen des Landes, die 
sich um die Vaterländische Front schanen. Sie kommen von 
verschiedenen Stämmen und verschiedenen Nationalitäten, 
die im Land leben .. Durch diese Massenorganisationen und 
aufgrund der Arbeit mit dem Volk verstanden die Menschen 
die Volksdemokratische Panei (VDPA) und das Programm 
der Regierung und gewannen ihr Vertrauen in sie zurück. 
So kommen sie nun zu uns. Sie kommen zur Fühnmg des 
Staates und sagen, daß sie gegen den gemeinsamen Feind 
gemeinsam mit den Parteimitgliedern, den Massenorganisa. 
tionen und den Regierungsmitgliedern kämpfen wollen. 
Wir hören jeden Tag aufs Neue, daß diese Menschen in ganz 
Afghanistan zu ihren örtlichen Verwaltungen, ihren Provinz· 
regierungen und ins Zentrum des Landes kommen und Fra· 
gen stellen, ihre Waffen niederlegen und uns billen, ihnen zu 
helfen, Sicherhdt und Frieden in ihren Dörfern, in ihren 
Hausem zu gewährleisten. 
Sie arbeiten mit uns zusammen, um ihre niedergebrannten 
Schulen, Hospitäler und Moscheen wiederaufzubauen und 
Häuser für sie selbst zu errichten. Sie arbeiten auch mit uns 
zusammen, um ihre Karawanen zu beschützen, die durch das 
Land ziehen, um Lebensmittel und Material für die Men· 
sehen in alle Landesteile zu transportieren. 
Durch all das wissen wir gut Bescheid. Und wir sehen auch 
die Demonstrationen, die in Kabul stattfanden, und ähn­
liche Demonstrationen überall im Land, die zur UnterstÜt· 
zung der landesweiten Parteikonferenz der Partei und des 
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Regierungsprogramms und zur Zurückweisung des (Rea· 
gan 'schen "Solidaritätstags" vom; d. Red.) 21. März. 

FRAGE: Wann wird es in Afghanistan Wahlen geben? 
A. RATEBZAHD: Wenn wir von' Wahlen sprechen, so muß 
ich einerseits sagen, daß wir eine sehr delikate Situation im 
Lande haben, und andererseits, daß wir wirkliche Wahlen 
wollen und keine kiinstlichen. 
Deshalb lassen wir uns noch Zeit, um unser Volk dahin zu 
bringen, alles zu verstehen, und um wenigstens einen gewis­
sen Prozentsatz des AnalphabetenlUms loszuwerden, der 
immer noch etwa 90% im Land beträgt. 
Was die Wahlen betrifft, so werden wir sie eines Tages 
durchführen. Aber in der gegenwärtigen Situation müssen 
wir alle Kräfte darauf konzentrieren, den Feind an der 
Kampffront zurückzuschlagen. Meiner Meinung nach kom· 
men in einer solchen Situation Wahlen nicht in Frage. 
Dies zumal wir wissen, daß die Menschen de facto mit uns 
zusammenarbeiten, das Programm der Volksdemokratischen 
Partei Afghanistans und der Regierung Afghanistans akzep­
tieren, das ihrem künftigen Wohlergehen, ihren Kindern und 
Familien ebenso wie dem ganzen Land dient und - was sehr 
wichtig ist - dem Land zunächst den Frieden bringt. Erst 
wenn Frieden heTTScht, kann man Wahlen durchfUhren, die 
keine künstlichen sein werden. 
FRAGE: Können Sie uns etwas über die Ergebnisse der lan· 
desweiten Parteikonferenz sagen, die am 15. März 19'82 zu 
Ende gegangen ist? 
A. RATEBZAHD: Die landesweite Konferenz der Partei 
(siehe Kasten; d. Red.) war eine sehr ermutigende Schule für 
unsere Parteimitglieder , die Kader und die FÜhrungskräfte 
der Partei. Sie zeigte uns neue Wege in der Parteiarbeit und 
trug in höchstem Maße zur Stärkung der Ei~heit der Partei 
bei. 
Die Konferenz hat auch ihren Beitrag zu mehr Sicherheit 
und Stabilität im Lande geleistet, vor allem dazu, gemein· 
sam, Hand in Hand, die Konterrevolutionäre und Rebellen 
loszuwerden und der Nation Frieden zu bringen. Für die 
Menschen in Afghanistan ist es von großer Bedeutung, daß 
vor allem anderen der Frieden im Lande gefestigt wird, da· 
mit sie leben, arbeiten und in den Genuß der Früchte ihrer 
eigenen Arbeit kommen können - in der Landwirtschaft 
ebenso wie auf industriellem, kulturellem, sozialem und an· 
derem Gebiet. Wir meinen deshalb, daß diese Konferenz 
eine Schu le für jeden war. 
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Appell an das Volk Afghanistans 
Liebe Landsleute, Brüder und SchwC'Stern in aUen Teilen unserer 
geliebten Heimat, Patrioten und rCl:htschaffenc Moslems! 
\Vir Vertreter der Volksdemokratischen PilflC; Afghanistans 
(VDPA), der Avantgarde der Arbeiterklasse und aller Werktätigen 
unseres Landes, haben soeben uruere Parleikonferenz beendet, auf 
der wir darme. sprachen, was getan werden kann und muß, um die 
Erfüllung der sehnlichen Lcbenswiinschc unseres leidgcpriiften Vol­
kes zu beschleunigen.( ... ) 

Unsere KoMeTem; hat ein Aktionsprogramm beschlossen, und wir 
möchten, daß Ihr. ehrenhafte Moslems und Patrioten, seinen Inhalt 
kennt. Und wir sind l.ibcncugt, daß keiner von euch bei seiner 
Erfüllung abseits stehen wird. Was schlagen wir vor, und was stre· 
ben wir an? 
Wir schlagen vor, $0 bald wie möglich Maßnahmen ... ur Siehentel· 
lung der Arbeit für alle Werktätigen zu ergreifen, gerechte Löhne 
fntzusetzen, einen großzügigen Bau von Wohnungen fiir die Werk­
tätigen in Angriff zu nehmen, PreiskontroUen einzufuhren, eine 
Verbesserung der medizinischen Jktreuung der Werktätigen und die 
allgemeine Gn.mdschulbildung durchzusetzen. 
Unsere Revolution hißte die Fahne des entschlossenen Kampfes für 
die Menschenrechte. Niemand soll sich in Afghanistan erniedrigt 
oder benachteiligt fUhlen. Die Zeiten der schrankenlosen Willkür 
gegen die einfachen Leute, an die sich ehemalige Feudalherren 
klammern, sind um, und wir werden ihre Rückkehr niemals zulas­
RO. 

Veränderungen für die einfachen Leute 

Mit der Weiterentwicklung der Industrie werden sich die Löhne 
erhöhen sowie die Arbeits- und Wohnbedingungen verbe$$Crn. 1)ie 
Partei und die Regien.mg werden alles Mögliche unternehmen, da­
mit die Arbeiterklasse im Leben des Landn eine wachsende Rolle 
spielt. Die VDPA und die Regierung der Demokratischen Republik 
Afghanistan sind bestrebt, den Bauern in einer möglichst kun:en 
Frist Und und Wasser zu geben, ihnen materielle Hilfe zu leisten. 
Die revolutionäre Macht möchte den Bauern helfen, aus der Fin· 
nemis auszubrechen, und ihren Kindern Bildung geben. 
Die Bauern sind die zahlreichsten Tei lnehmer an der revolutionären 
Erneuerung der Heimat, und die VDPA ist überzeugt, daß s.ie in 
wachsendem Malk -.:u Kämpfern für die Revolution und für ihr 
eigenes Glii.ck werden_ 
Die VDPA ist fest entschlossen, die kreati"en Möglichkeiten der 
afghanischen Intelligenz zu erweitern, ihre Beteiligung an der Lö­
sung akutester Probleme unseres Landes zu fördern_ Das Volk 
glaubt an seine Intelligenz und erwartet, daß sie ihm hilft. 
Händler und Handwerker mÜS5en überzeugt sein, daß die Partei und 
die Volumacht an der Entwicklung ihrer Produkt iOIl5- und Han­
ddstätigkeit zutiefst intereniert sind. Wir sehen in ehrlichen 
Händlern und Handwerkern Teilnehmer unserer Revolution und 
werden ihnen jegliche Hilfe leisten. Als Revolution$leilnehmer be· 
trachtet die VDPA auch jene nationalen Unternehmer, die zum 
Aufblühen Afghanistans beitragen_ Der Staat sichert ihnen Hilfe 
und Schutz vor der Konkurrenz des ausländischen Kapitals, schafft 
Bedingungen für eine gegen$<:itig vorteilhafte Zusammenarbeit mit 
dem staatlichen Sektor. {---l 
In der nationalen Frage wird der Kurs auf tatsächliche Gleichbe­
rechtigung und gleiche Möglichkeiten für alle Völkerschaften 
Afghanistans bei Respektierung des Freiwilligkeiuprinzips und der 
Oberzeugungen gesteuert. Wir werden danach streben, die Be­
schleunigung des Prozesses der Annäherung, der Zusammenarbeit, 
des Einvernehmens, der Freundschaft und der Brüderlichkeit zwi­
schen ihnen zu fördern. Ohne das kann es kein starkes und gedei­
hendes Afghanistan geben. 
Zusammen mit der revolutionären Regierung muß jet:tt das Volk 
das Wichtigste erreichen: Frieden und Ruhe auf dem Boden der 
geliebten Heimat. In ganz Afghanistan wollen nur die Bandenan­
führer keinen Frieden. Sie brauchen keinen Frieden, weil sie sich 
am Krieg gesundstoßen_ Kommt der Frieden, so werden ihnen die 
Imperialisten und Hegemonisten kein Geld mehr geben, wird man 
nicht mehr ungestraft Straßenraub treiben. Bauern, Handwerker 
und Händler ausplündern können. Es gilt, so bald wie möglich die 
Rebellen- und Inter\'entenbanden zu zerschlagen_ 
In jedem Kreis und in jedem Bezirk müssen freiwillige Abteilungen 
zum Schutz der Revolution und zur Selbstverteidigung aufgestellt 
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werden. Die Regierung wird diesen Abteilungen mit Ausrüstung, 
Nachrichten- und Transportmitteln helfen. Wir dürfen die Rebellen, 
die Pseudomoslems nicht in die Städte und Dörfer hereinlassen. 
Möge unter den Füßen der Gewalttäter und Räuber der Boden 
brennen! 
Moslems, wir erklären erneut feierlich, daß Respekt gegenüber der 
heiligen islamischen Religion der gesamcen Politik der Partei und 
der revolutionären Regierung zugrunde liegt. Im Widerspruch zum 
Islam steht das verbrecherische Treiben der Konterrevolutionäre, 
nicht aber das Streben der Volksmacht, die uralten Wünsche der 
werktätigen moslemischen Massen zu erfüllen. Deshalb fordern wir 
Konferenzteilnehmer alle Moslems, Ulemas, Mullahs und Imams 
auf, sich zum enuchlossenen und gnadenlosen Kampf gegen die 
Feinde unserer heiligen Religion, gegen die Feinde unseres leidge­
prüften Volkes zu vereinigen. 

Sich von der patriotischen Pflicht leiten lassend, Hiliren unse re tap­
feren SlRitkräfle einen aufopferungsvoJ1en Kampf gegen innere 
und äußere Feinde der Revolution, verteidigen sie ihre Errungen­
schaften. Es ist eine neue Volksarmee. Dienst am Volk und nicht 
der Schutz einer Handvoll von Unterdriickern vor dem Volknorn 
in für sie die höchste Pflicht. Wir fordern die Angehörigen unserer 
Streitkräfte, der Volksmiliz und der Sicherheil5kräfte auf, den 
Stand ihrer Gefechtsausbildung auf jede Weise zu erhöhen, die 
Disziplin zu verstärken, stelS mit dem Volk zu sein und für das 
Volk einzutreten. 

Teure Freunde und Genossen! Tretet unseren heldenmütigen Streit­
kräften bei, damit die Stunde näherri.ickt, da in unserer geliebten 
Heimat Ruhe und der langenchnte Frieden herrschen werden! 
Patrioten ! Einen unschätzbaren Beitrag zum gemeinsamen Werk 
des Kampfes fUr die Errichtung der neuen GesellSChaft in unserem 
Unde wird Eure Hilfe beim Aufstieg der Wirtschaft, beim Wieder­
aufbau und bei der Instandsetzung ,lillstehender und beim Bau 
neuer Betriebe sein_ Das wird Hunderttausenden MenKhen Arbeit, 
Brot und Obdach geben. Das wird Minel für d ie Verwirklichung der 
in Aussicht genommenen Plane zur Erhöhung des Lcbens$landards 
unseres Volkes geben, wobei es sich um den ersten Schritt zu der 
von jedem rechtschaffenen Moslem, von jedem Patrioten unserer 
Heimat so heiß ersehnten Prosperität handeln wird. Es gilt, alles, 
was dem Volk gehört, vor Feinden des Volkes zu schützen: 
Fabriken, Brücken, Straßen, Kraftwerke, Bcwäuerungskanäle, 
Schulen, Krankenhäu$<:r usw, Die Feinde zerstören sie, um dadurch 
den Kricgnunand zu verlängern. Not und Elend des Volkes 
kümmern sie nicht. Für alle Patrioten und recht$Chaffenen Moslems 
Afghanistans ist es eine Ehrensache, unsere ge liebte Heimat vor 
Ruin und Ausplünderung zu retten. 

Wir wi$$Cn sehr gut: Mögen die Konterrevolutionäre noch so wüten, 
mögen die amerikanischen. Imperialisten und Pekinge! Hegemoni· 
sten noch soviel Gold zur Unterstützunk unserer Feinde ausgeben -
ihre schwarzen Pläne sind zum Scheitern verurteilt. Es wird ihnen 
nicht gelingen, dem afghan ischen Volk erneut das Joch der Feudal­
knechtschaft und der Ausbeutung aufzuzwingen. 

Volk Afghanistans! Die Partei hat keine anderen Interessen als den 
Dienst an den Interessen unserer geliebten Heimat. Die Parcei 
wünscht dem Volk. was sich jeder Afghane wÜß$Cht: Jo"rieden, Ar­
beit, Brot. 
Der Sieg über die Kräfte der Konterrevolution, über Gewalttäter 
und Banditen wird jedoch nicht von selbst kommen. Er erfordert 
von uns das volle Aufgebot aller unserer Kräft~ und materiellen 
Möglichkeiten, Mut, Standhaftigkeit und Ausdauer. Wir müsscn die 
Einheit unserer Reihen, die Geschlossenheit und Solidarität aller 
Patrioten unserer Heimat unermüdlich festigen. Der Sieg kann nur 
errungen werden, wenn alle dafür gemeinsam kämpfen. 
Söhne und Töchter Afghanistans! Wir richten an Euch den Appell, 
Euch um unsere Partei zu scharen und unter ihrer Führung mit der 
Konterrevolution aufzuräumen, die den Weg zum Glück des Volkes 
versperrt. 
Mögen in unserem geliebten Und Friede und Ruhe herrschen! 
Mögen in unserem Vaterland Menschenwürde und Barmherzigkeit 
herrschen! 
Unter dem Banner der Aprilrevolution vorwärts ZUr Errichtung 
eines glücklichen, unabhängigen und norierenden Afghanistan! 
Tod der Konterrevolulion, der Reaktion und dem Imperialismus! 
Wir werden siegen! 
(Quelle: AfghaniJtan, Bonn, 20.4.1982, S_ 1-6) 



Vietnam 
Peler Dielzel 

Eindrücke vom 5. Parteitag 
der KP Vietnams 

Vom 27.-31. März. dieses Jahres fand in Hanoi der 5. Partei­
tag der Kommunistischen Partei Vietnams statt. Als Gäste 
aus der Bundesrepublik nahm eine Delegation der DKP teil. 
Zusammm mit Karl-Heinz Sehröder, Mitglied des Präsi­
diums der DKP, verfolgte Peter Dien:el das Geschehen auf 
dem Parteitag. Dies sind seine Eindrücke. 

Wie wird sich uns das heutige Vietnam, 7 Jahre nach dem 
Sieg darstellen? Wie wird es fertig mit den Folgen der bar­
barischen Kriegsführung der USA, mit den Problemen des 
wirtschaftlichen Aufbaus? Wie reagiert das Land auf die 
neue Bedrohung, die von den chinesischen Hegemonisten 
ausgeht? Diese Fragen bewegen uns, als wir am 24. März. 
1982 unsere Reise antreten, um am 5. Parteitag der KP Viet­
nams teilzunehmen. 
Im Landeanflug auf Hanoi glänzen unter uns quadratische 
Reisfelder. Ihr leuchtendes Grün ist mit Flicken übersät. Es 
sind Wassertümpel, entstanden in Tausenden von Kratern -
Spuren amerikanischer B·52·Bomber. 
Ein Artikel in der Welt, mit dem sie ihre Leser auf den 
bevorstehenden Parteitag hinweist, kommt uns in den Sinn: 
"Die Not der Gegenwart hat das Elend und die Bombenan· 
griffe der Vergangenheit verklärt. Die einst gewiß nicht ge· 
liebten Amerikaner genießen eine geradezu mythische Ver· 
ehrung ... " Welch eine Menschenverachtung, welch ein Zynis· 
mus, welch ein Haß auf den sozialen Fortschritt, der aus 
dem SozialismU'l wächst, muß die Gedankenwelt einer 
Verena Stern prägen. 

Produktion und Verteidigung 

Auf dem Weg vom Flughafen nach Hanoi überqueren wir im 
Schrittempo die Brücke über den Roten Fluß. Unzählige 
Radfahrer kommen uns entgegen. Unter schwerer Last ge· 
beugte Bäuerinnen trippeln im Rythmus der wippenden 
Tragestange an uns vorbei. Die Brücke, einzige Verbindung 
Hanois mit den Vorstädten auf dem Nordufer, ist eine 
Legende. Obwohl Ziel zahlloser Bombenangriffe, wurde sie 
nur einmal getroffen. Die starke Luftabwehr der mit sowje. 
tischen Waffen ausgerüsteten vietnamesischen Armee halte 
die US·Piloten das Fürchten gelehrt. 
Oberlastet und völlig veraltet, versieht die Brücke noch heu· 
te ihren Dienst. Doch schon entsteht eine neue. Sowjetische 
Fachleute waren eingesprungen, als die Chinesen im Juli 
1978 die Bauarbeiten über Nacht einstellten. Am Tage vor 
unserer Ankunft wurde der erste von sechs Brückenteilen 
montiert. 

In den Tagen vom 27. bis 31. März 1982 nehmen wir am 
5. Parteit:fg der KP Vietnams teil. Als die Delegation vom 
Genossen Le Ouan, Generalsekretär der Partei und Vo 
Nguyen Giap, dem legendären und geachteten General 
zweier Befreiungskriege, begrüßt wird, werden unwillkürlich 
Erinnerungen wach. Erinnerungen an die Zeit der USo 
Aggression gegen Vietnam, an die großen Aktionen der Viet· 

nam.Solidaritätsbewegung, die eine ganze Etappe in der Ent· 
wicklung der demokratischen Bewegung unseres Landes be· 
stimmten, und die politischen Vorstellungen einer Genera· 
tion junger Menschen prägten. 
Aus Nachrichtenmeldungen e rfahren wir, daß die westliche 
GefÜchteküche angefüllt ist mit Spekulationen über Macht· 
kämpfe in der Parteiftihrung, Bankrott der Wirtschaftspoli. 
tik und Ähnlichem. 
Doch was wir erleben, ist etwas völlig anderes. Wir werden 
Zeugen, wie die Kommunisten Vietnams mit großer Ge· 
schlossenheit, Realismus und unbeugsamen Willen um die 
Lösung der schwierigen Probleme ringen, vor denen das 
Land steht. Produktion und Verteidigung - diese strate· 
gische AufgabensteIlung durchzieht alle Aussagen des Partei· 
tages. Sie prägt den politischen Bericht des Generalsekretärs 
Le Duan ebenso wie das Referat Pham Van Dongs, Vorsit­
:l!ender des Ministerrates, über die ökonomischen und sozia· 
len Hauptaufgaben und die Ausführungen Le Duc Thos :/!Ur 
Entwicklung der Partei. 
Wir empfinden, daß auch die Sorgen unseres und anderer 
Völker angesprochen werden, als der Parteitag Front macht 
geg!!n die globale Friedensbedrohung durch den US-Imperia· 
lismus und seine Verbündeten. In Siidostasien ist diese Be· 
drohung tägliche Realität. Ständige Einmischungsversuche 
in die inneren Angelegenheiten der indochinesischen Staaten 
und imperialistischer Wirtschaftsboykott sind gepaart mit 
m ilitärischen Attacken der chinesischen Hegemonisten an 
der Nordgrenze Vietnams sowie mit überfallen von Resten 
der Pol·Pot·Soldateska auf kampucheanisches Gebiet. 
Diese unfaßbaren Verbrechen sind plötzlich gegenwärtig, als 
unser Betreuer, Genosse Phuc, davon berichtet, daß sein ein· 
ziger Bruder erst im Oktober 1981 bei der Abwehr eines 
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chinesischen überfalls an der Nordgrenze gefallen ist. Dies 
ist kein Einzelschicksal. Mit bewegenden Worten des Dankes 
wendet sich der Generalsekretär der revolutionären Volks­
partei Kampucheas, Genosse Heng Samrin, von der Tribüne 
des Parteitages an die Miiller, Frauen und Bräute der viel­
namesischen Soldaten, die ohne Opfer zu scheuen, zuverläs­
sig Schutz und Hilfe leisten beim Aufbau des neuen Kam­
puchea_ 

Die Delegierten des Partei tages bekräftigen die Entschlossen­
heit Vietnams, jeglicher Aggression eine Abfuhr zu erteilen_ 
Gleichzeitig bekunden sie den Willen Vietnams zum fried­
lichen Zusammenleben mit China und allen anderen Staaten 
der Region. 

Aus zahlreichen Gesprächen erfahren wir, daß große Hoff­
nungen auf den Kampf der Friedensbewegung in den Län­
dern Wesleuropas und den USA gesetzt werden. Darauf, daß 
der Kampf um Frieden und Abrüstung bei uns zu einem 
konkreten Beitrag auch der Solidarität mit den Friedens­
bemühungen der indochinesischen Staaten werde. 

Die Wirtschaftslage - weiter besorgniserregend 

Seit dem Sieg 1975 und der Wiedervereinigung des Landes 
hat Vietnam beachtliche Aufbauerfolge errungen und 
Schwierigkeiten überwunden. Drohende Hungersnöte in den 
iibervölkerten Städten des Siidens wurden abgewendet, das 
Massenelend der Prostituierten und Drogensiichtigen besei· 
tigt. Es entwickelte sich das Schul· und Gesundheitswesen. 
Den Kriegswaisen, Versehrten und alten Menschen wurde 
soziale Fiirsorge zuteil. Kriegsschäden an Wohnraum und am 
Verkehrsnetz wurden weitgehcnd behoben, industrielle 
Schwerpunkte entwickelt und die ursprünglich fast gänzlich 
vom Ausland abhängige Industrie des Siidens wieder ingang­
gebracht. 
Gewiß eine gewalt ige Leiswng. Doch die hohen Erwarwn­
gen, die der glänzende militärische Sieg halte aufkeimen las­
sen, konnten noch nicht erfiillt werden. Die wirtschaftliche 
Lage Vietnams ist nach wie vor besorgniserregend. Auf vie­
len Gcbieten blieb die Produktion teils weit hinter den ge­
steckten Planzielen zuriick. 
In der offenen, kr itischen und selbstkritischen Atmosphäre 
des Parteitages bleibt auch dies nicht unausgesprochen. Ge­
nosse Lc Duan stellte dazu fest: "Das Ergebnis bei der Reali­
sierung der Wirtschaftspläne in den 5 jahren 1976 bis 1980 
hat gezeigt, daß die ernsthaften Disproportionen in der 
Volkswirtschaft noch nicht eingeschränkt werden konnten. 
Die Produktion entwickelte sich langsam, während die Be­
völkerungszahl schnell anstieg. Das Nationaleinkommen ge­
währleistet noch nicht die geselJschaftliche Konsumtion, ein 
Teil der gesellschaftlichen Konsumtion muß sich auf Kredite 
und Wirt~haftshilfe stützen, d ie Wirtschaft schafft noch 
nicht die Akkumulation." 
Sorgenkind Nr. I ist nach wie vor die Versorgung mit 
Grundnahrungsmitteln. Zwischen 13 und 2 1 kg ste hen je. 
dem Vietnamesen pro Monat zu. Zu wenig, um immer aUe 
satt zu machen. 
Zu den Ursachen heißt es im Bericht des Generalsekretärs: 
"Die Wirtschaft unseres Landes ist im allgemeinen noch eine 
Kleinproduktion, die außerordentlich schweren Folgen e ines 
langwierigen Krieges und des Kolonialismus müssen ertragen 
werden; in den vergangenen 5 jahren mußten wir fast 3 
jahre Krieg zur Verteidigung des Landes führen; die alten 
Kriegswunden waren noch nicht ganz verheilt, als neue Zer­
Störungen e intraten; es traten wiederholt große Naturkata­
strophen hintereinander auf; die Feinde verursachten viel­
sei tige ständige ZerstÖmngen." 
Auf dem Parteitag kommen jedoch auch Fehler zur Sprache, 
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beispielsweise bei Planung und Lt::ilung der Wirtschah. 
durch subjektive Unzu länglichkeiten und die an Umfang 
und Tempo zu geringe Heranbildung qualifizierter Kader. Le 
Duan: " In vielerlei Hinsicht ist es sicher, daß die Fehler und 
Mängel in der Führung und Leitung die lIauptursache sind, 
oder aber zur weiteren Erhärtung der schwierigen Situation 
in der Wirtschaft und Gesellschaft in den vergangenen jah­
ren geführt haben." 
Mit Blick auf schwerwiegende Mängel bei der Konkretisie· 
rung und Umsetzung der vom 4. Parteitag gegebenen Orien­
tierung, wird selbstkritisch festgestellt: 
"Wir haben die Schwierigkeiten und Komplikationen des 
Weges zum Sozialismus in einer Wirtschaft, in der die Klein· 
produktion verbreitet ist, noch nicht vollständig überblickt. 
Wir haben den Umfang und die Veränderungen in der Wirt· 
schaft und Gesellschaft nach einem langandauemden Krieg 
noch nicht vollständig gesehen. Wir haben die Schwierigkei­
ten und Komplikationen bei der Uberw indung unserer 
Schwächen in der Leitung der Wirtschaft und Gesellschaft 
noch nicht bis zum Schluß erkannt, und wir haben die viel­
seitigen und ungünstigen Veränderungen in der Welt noch 
nicht vollständig in Betracht gezogen. 

Dadurch hatten wir besonders am Anfang subjektiv und 
iibermütig einige ziemlich hohe Kennziffern fiir den Umfang 
und die Geschwindigkeit des hauptsächlichen Aufbaus und 
der Entwicklung der Wirtschaft festgelegt. Dieser übermut 
äußert sich auch noch anders, wie in der ziemlich schnellen 
Kollektivierung der Landwirtschaft in einigen Gebieten, in 
der Aufstellung von Plänen und der Erweiterung des Baus 
einiger Projekte , obwohl Dokumentationen, überprüfungen, 
Studien und Vorbereitungen noch fehlten und nicht zur 
Verfiigung standen." 

Vietnam steht mitten in seiner zweiten Schlacht. Es geht um 
den Sieg auf dem I'-eld der Ökonomie. Ihn fürchtet der 
Imperialismus nicht minder als den Sieg Vietnams im Befrei­
ungskampf. Der Parteitag konzentr ierte alle Kräfte auf eine 
neue Offensive. Strategischer Eckpfeiler ist dabei die Zusam­
menarbeit mit den anderen sozialistischen Staaten im Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW), dem Vietnam seit 
1978 angehört. 

Die Ziele für die 80er J ahre 

Zur überwindung der Probleme auf ökonomischem und 
sozialem Gebiet wird auf folgende Ziek für die 80er jahre 
orientiert: 

,,1. Um die dringendsten und grundlegensten Bedürfnisse zu 
befriedigen, das materielle und kulturelle Lebensniveau des 
Volkes zu stabilisieren und zu verbessern, ist das Wichtigste, 
zuerst eine Lösung der Getreide· und Nahrungsmittelpro­
bleme herbeizumhren, d ie Bediirrnisse an Kleidung, Bildung, 
medizinischer Betreuung, Wohnraum, Reisen, Kinderbetreu­
ung und anderer grundlegender Konsumbedürfnisse zu be· 
friedigen. 
2. Die Schaffung der materiell-technischen Basis du Sozia­
lismus, im Hinblick auf eine Erhöhung der landwirtschaft· 
lichen Produktion, der Konsumgüterindustr ie und des Ex· 
ports; weitere Vervo llkommnung der technischen Ausrü­
stung anderer Wirtschaftszweige, Schaffung von Vorausset· 
zungen für eine bessere Entw icklung der Schwerindustrie in 
der kommenden Etappe. 
3. Abschluß der sozialistischen Umgestaltung in den 
Südprovinzen, weitere En twicklung der sozialistischen Pro· 
duktionsverhältnisse im Norden, Konsolidierung der soziali· 
stischen Produktionsverhältn isse im ganzen Land. 
4. ErfiilJung der Bedürfnisse der Landesverteidigung, Festi· 



gung der nationalen Verteidigung, der Garantierung von 
Sicherheit und Ordnung." 
So soll das Nationaleinkommen jährlich um 4,5-5%, die 
landwirtschaftliche Produktion um 6-7% und die Industrie­
produktion um 4-5% steigen. Angesichts des raschen ßevöl­
kerungszuwaehses bedeutet eine Realisierung dieser Zielstel­
lung jedoch nur wenig mehr als eine Stabilisierung der 
gegenwärtigen Lage. 

Wekhe Rolle auch hierbei den vietnamesischen Streitkräften 
zukommt, wird uns deutlich, a ls wir den Pavillon der Armee 
auf der nationalen Wirtschaftsausstellung besuchen. Vom 
Maschinenbau über die Holzwirtschaft und die pharmazeu­
tische Industrie bis hin zu einer Schlangenfarm, die Serum 
rur verschiedene medizinische Zwecke liefert - die vietna­
mesischen Soldaten sind in bedeutendem Maße in den Pro­
duktionsprozeß einbezogen, leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Entwicklung der Volkswirtschaft und erreichen zugleich 
einen hohen Grad an Selbstversorgung. 
"Einmal sehen ist besser als tausendmal hören", sagt man. 
Und unübersehbar ist: Dieses Land braucht die Solidarität 
seiner Freunde heute so wie in der Vergangenheit. Wieder­
holt bringen unsere vietnamesischen Gesprächspartner ihre 
hohe Wertschätzung für die Tätigkeit der Hilfsaktion Viet­
nam und der Freundschaftsgesellschaft BRD-SR Vietnam 
zum Ausdruck. 

Die KP Vietnams zeigt Geschlossenheit 

Gegenwärtig n.istet die Hilfsaktion, die sei t 1965 bereits 
Hilfe im Wert von 70 Mio DM an Vietnam und Kampuchea 
geleistet hat, eine Nähnadelfabrik im Hanoier Vorort Ha 
Dong mit Maschinen im Gesamtwert von rund 5 Mio DM 
aus. An diese Zahlen werden wir erinnert , als der Botschaf· 
ter der Bundesrepublik in Hanoi, Dr. Vollen, uns mitteilt, 
der gesamte Umfang humanitärer Hilfe der Bundesregierung 
an Vietnam habe sich im letzten jahr auf I Mio DM belau­
fen. Kommentar überflüssig. 
Wir erleben die Kr Vietnams als eine selbstbewußte, ent· 
schlossen und einheitlich handelnde Kraft. 1033 Delegierte 
vertreten 1,7 Mio Mitglieder. 40% der Delegierten waren von 
Parteiorganisationen im Bereich der Wirtschaft gewahIt wor­
den. 102 kommen aus Industriebetrieben. 1/3 der Delegier­
ten besuchte die Hochschule oder verfügt über eine ver­
gleichbare Bildung. 14 Delegierte nehmen bereits seit 
Gründung der KP Indochinas im jahre 1930 am revolutio­
nären Kampf teil, während 34 erst nach 1975 in die KI' 
Vietnams aufgenommen wurden. 
Während die bürgerliche PreSSe über Säuberungen und 
Machtkämpfe in der Parteispitze spekuliert, wählen die 
1)elegierten in Einmütigkeit die neue Führung ihrer Partei. 
~ntsprechend den neuen Aufgaben wird die Zusammenset­

zung der leitenden Gremien verändert. jüngere, bewährte 
Genossen rücken nach. Hier wird keine Schwäche, sondern 
Stärke dieser Parlei sichtbar, die im Bewußtsein ihrer Kraft, 
aber auch ihrer Mängel, geschlossen um die Lösung ihrer 
Probleme ringt. 
Die Grundorganisationen der Partei stärken, sich offensiv 
mit imperialistischer Ideologie, mit Opportunismus und 
maoistischen Positionen auseinandersetzcn, die eigenen 
Reihe., von Karrieristen und korrupten Elementen freihal­
ten, mit aller Kraft dem Volke dienen - das ist der Auftrag 
des Parteitages an ditO Partei. 
Als wir Vietnam wieder verlassen, nehmen wir ein gcnaueres 
Bild mit von der Härte und den komplizierten Bedingungen, 
die das Leben der victnamcsischen Menschen heute bestim­
men; aber auch dil' Zuversicht, daß sie ditO gewaltigen I'ro­
blemc meistem werden, vor denen das Land steht. 

75 



Kampue ea 
WiHred lurchett 

Vom Widerstand zum Aufstand 
Die Geschichte der zweiten Befreiung (2. Teil) 

Ein Beispiel für die Art von verzweifeltem und aussichts­
losem Volksaufstand, wie er vorkam, wurde von Chau King, 
einem ehemaligen Sekundarschullehrer in Siem Reap (der 
Hauptstadt der gleichnamigen Provinz, in der die Ruinen 
von Angkor stehen), geliefert. Er arbeitet jetzt in der Afrika­
und Mitteloslabteilung des Außenministeriums und war 
mein Englisch-Dolmetscher während meines Besuches in 
Kampuchea im Dezember 1980. 

Als die Stadtzentren geleert ..... urden, nachdem die Roten 
Khmer im April 1975 Lon Nol gestürzt hatten, war Chau 
Kong aus der Provinzhauptstadt ins Dorf Kuok Thiok im 
Bezirk Chikrong. (Provinz) Sicm Reap, umgesiedelt worden. 
Im April 1977 wurde er zur Dammbauarbeit in einen Ort 
namens Rohal Trool geschickt. 

Tote "erzählen keine Geschichten!" 

"Die 'alten' Bewohner hatten dort gearbeitet, sollten aber 
durch 'neue' ersetzt werden. Als die 'alten' Bewohner im 
Namen von Angkar 'ermunterl' wurden in ihre Dörfer zu· 
rückzukehren, argwöhnten sie, daß man sie möglicherweise 
fonschaffen und töten werde. Sie blieben an der Baustelle. 
Die 'neuen' Bewohner wußten schon aus Erfahrung, daß 
'Ersuchen' von Angkar gleichbedeutend mit einem Todes­
urteil waren. 
'Alte' und 'neue' taten sich zusammen und ernannten zwei 
Anführer, ehhoeut von den 'allen' und Siv von den 'neuen', 
die Demonstrationen gegen Angkar in Gang setzen sollten. 

Diese gingen an der Baustelle, aber fast gleichzeitig (auch) in 
jedem der 12 Dörfer des Bezirks Chikrong los. Die Angkar­
Kader versuchten sie zu verhindern, erst mit Argumenten, 
dann mit Gewalt. Sie fachten die Flammen des Aufstands 
nur an. Viele Angkar.Kader, Militär, Anführer von Arbeits· 
gruppen und Kooperativen wurden mit Äxten, Hacken, 
Eisenstangen und Keulen angegriffen - und getötet. Die 
Erhebungen dauenen zwei Wochen an, bis praktisch alle­
Angkar-Kader im Bezirk Chikrong beseitigt waren. 'Alte' 
und 'neue' Bewohner kämpften Seite an Seite. 
Es begann in den ersten Apriltagen. Im Dorf Kuok Thiok 
kamen einige Pol.Pot-Truppen an, die versuchen wollten, die 
Demonstrationen zu beenden - sie wurden getötet. Dann 
wurden große Truppenverstärkungen geschickt, und am 19. 
April kam der Gouverneur für das gesamte Gebiet, das die 
Provinzen Siem Reap, Kompong Thom und Oddar Mean· 
ehey umfaßte, und hielt eine Rede über die Revolution, die 
'uns vom Imperialismus befreit' habe, sowie über die Vor­
teile und Vorzüge, die Angkar uns gebracht habe. Er machte 
uns Vorwürfe wegen unserer 'Undankbarkeit' in Gestalt der 
DemonSlTationen und warnte uns, daß die 'Revolution noch 
lebendig sei'. 
Die Leute schrien zurück, wir seien nicht gegen die Revolu­
tion, aber gegen das Morden und dagegen, nicht genug zu 
essen zu haben. Wir fühnen eine 'Revolu.tion innerhalb der 
Revolution' durch. Der Gouverneur erwiderte, daß einige 
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Kader getötet worden seien und Angkar im Zuge ihrer kor­
rekten politischen Maßnahmen sicherstellen werde, daß 
'Gerechtigkeit geübt werde', Dann schleppten Troppenange­
hörige Chhoeut und Siv heran, und der Gouverneur sagte, 

daß Angkar 'um ihre Anwesenheit zwecks weiterer Ausbil­
dung ersuche'. Wir wußten, daß dies ihr Todesurteil war. 
Dann mußte jeder amreten, und jedem wurde e ine Frage 
vorgelegt; 'I-laben Sie an den Demonstrationen teilgenom­
men?' Die freimütig mit 'ja' antworteten, wurden auf die 
eine, die mit 'nein' antworteten, auf die andere Seite ge­
steilt. Als alle getrennt waren, sollten die, die mit 'ja' geant· 
wortet hatten, ins Dorf zurückkehren und sich dann hin­
legen. Ihnen wurden die Hände auf dem Rücken gefesselt, 
und sie wurden am hellen Tag fortgeführt und in der Umge­
bung des Dorfes umgebracht. An solche wie mich, die mit 
'nein' geantwortet hatten, ergingen allabendliche 'Ersuchen' 
von Angkar um unsere Anwesenheit, und keiner kehrte zu· 
rück. In der Nacht vom 21. zum 22. April gelang mir die 
Flucht in einen anderen Bezirk. Soweit ich weiß, war ich der 
einzige männliche überlebende aus Kuok Thiok und einer 
von einer Handvoll überlebender aus dem Bezirk Chik­
rong. " 
~1an darf mit Recht annehmen, daß die in den Todesgruben 
von Roluos Opfer einer ähnlichen Volkserhebung wie im 
Bezirk Chikrong waren, jedoch am entgegengesetzten Ende 
des Landes. Das Dorf Roluos liegt etwa 15 km von Phnom 
Penh an den Ufern des .-lusses Bassac. Zur Zeit meines Be· 
suches, Mitte Dezember 1980, waren erst zwölf VOll insge-



samt 129 im August 1980 entdeckten Gruben exhumiert 
worden. 

Die Arbeiten zum Zweek der Ausgrabung der Skelette 
waren zeitweilig angehalten worden, weil Angehörige der 
Exhumierungsmannschaften von dem Genank und vor Ent­
setzen über all das krank wurden. (So ging es auch mir.) 
Jede geöffnete Grube enthielt zwischen 60 und 120 Lei­
chen. Den meisten waren die Hände mit Slromkabelenden 
auf dem Rücken zusammengebunden, und ihre Augen waren 
mit Streifen ihrer eigenen Kleidung bedeckt. Es waren 
Männer, Frauen und Kinder. An ihren Schädeln und Kno­
chen hingen immer noch ~laarbüchel und vertrocknetes 
Fleisch. Es schien klar, daß ganze Familien ausgelöscht wor­
den waren. 

Der Zustand der überreste wies darauf hin, daß die Opfer 
kurL vor dem Sturz des Pol-Pot/Ieng-Sary-Regimes umge­
bracht worden sein mußten. Aber niemand konnte sagen, 
von woher die schätzungsweise 11.000-12.000 Opfer zu der 
Hinrichtungsstätte gebracht worden waren. Tote "erzählen 
keine Geschichten", wie eine alte englische Redensart tref­
fend vermerkt! 
Die Dorfbewohner von Roluos, die zur ZCil meines Besu­
ches gerade eine gute rrühreisernte mit der Hand einbrach­
ten, konnten nichts zur Lösung des Rätsels beitragen. Sie 
waren in den ersten Tagen nach der Machtübernahme der 
Roten Khmer gewaltsam weit von ihrem Dorf weg evakuiert 
worden und erst nach dem Sturz des Regimes zurückge­
kehrt. Mehrere waren nach dem öffnen der Todesgruben 
ernstlich erkrankt. 
Man vermutete, daß die Opfer aus einer Gemeinde stamm­
ten, die sieh gegen ihre Rote-Khmer-Despoten am Ort er­
hoben hatte, Aber nichts an den Gruben lieferte irgend­
welche Anhaltspunkte darüber, wer die Opfer waren oder 
woher sie gekommen waren. 
Vandy Kaonn, der die Sorbonne als Doktor der Soziologie 
und Professor der Philosophie verlassen hatte, war dadurch 
am Leben geblieben, daß er sieh als analphabetischer Ziga­
rettenverkäufer ausgab. 
Nachdem er in das Dorf Prek Kak im Bezirk Stung Trang, 
Provinz Kompong Cham, deportiert worden war, war er 

Zeuge individueller Gesten des Trotzes geworden. Und er 
hatte selbst versucht sich zu vergiften, indem er ein Gebräu 
aus einer bestimmten, rur ihre tödlichen Eigenschaften be­
kannten Pflanze herstellte. Er erzählte mir: ,Jeder war be­
reit, sich gegen Pol Pot zu erheben. Hätte ich ein Gewehr 
gehabt, dann hätte ich bestimmt mitgemacht. Aber es schien 
hoffnungslos. Viele Menschen begingen Selbstmord. Sie 
glaubten, daß sie ohnehin sterben würden - wozu also den 
Todeskampf verlängern? " 
Er fUhrte den Fall eines jungen Mannes, "mitteilsam und 
freigiebig", in seiner Arbeitsgruppe an, der sich entschloß 
seinem Leben ein Ende zu setzen, dies aber wenigstens mit 
einer Geste des Trotzes, um dem Widerstand Mut zu' ma­
chen. In Prek Kak, wie anderswo, versteckten sich nachts 
kleine Spione unter den Wohnstätten, um jeden auszu­
machen, der ein Wort in einer Fremdsprache äußerte. Die 
Denunzierten wurden am nächsten Tag abgeführt und nie 
wieder gesehen. 

Chakray-Anhänger lebendig verbrannt 

Eines Tages stand der junge Mann, zur allgemeinen Furcht 
und Verwunderung, an seiner Arbeitsstelle auf und sang ein 
Lied - einen beliebten Schlager aus den 70er Jahren - auf 
französisch. Als er geendet hatte, wurde er abgeführt und 
rief: "Ich weiß, daß mich der Tod erwartct. Jetzt bin ich 
bereit zu sterben." Seine Eltern siechten dahin, seine Mutter 
starb einen Monat später, und sein Vater erhängte sich kurz 
nach dem Tod seiner Frau. Vandy Kaonn fügte hinzu: 

"An der Arbeitsstätte von Stung Trang wurden viele Intel­
lektuelle deswegcn umgebracht, weil sie versehentlich ein 
Wort auf französisch oder englisch geäußert hatten, nach­
dem sie von der Arbeit zurückgekommen waren. Der Valer 
des jungen Mannes hinterließ eine Nachricht mit den Wor­
ten: 'Möge meine Seele niemals wiedergeboren werden in 
diesem tausendmal verfluchten Land!' Armer Mann! Der 
einzige Vorwurf, den man ihm machen konnte, war, daß er 
sich im Gegenstand seiner Verfluchung geirn hatte. Nicht 
Kampuchea, sondern die Roten Khmer hätte er mit seinem 
Sterbefluch belegen sollen." 

Kann man sich vorstellen, daß Vater und Sohn nicht zu den 
Waffen gegriffen hätten, wenn die geringste Möglichkeit be­
standen hätte das Regime stürzen zu helfen? Solche Fälle 
müssen mit vielen tausend weiteren multipliziert werden. 
Oberall, wo ich umhergereist bin - und das schließt alle 
bevölkerungsreichsten Provinzen Kampucheas ein -, habe 
ich von ähnlichen verzweifelten Gesten individuellen Wider­
stands gehört. 
Wären sie imstande gewesen ihre Kräfte zu koordinieren und 
zu konzentrieren, wäre das Regime viel früher gestürzt wor­
den. Pin Yathay schreibt in beredten Worten von den Hoff· 
nungen, die durch Gerüchte von Erhebungen in verschiede­
nen Landesteilen geweckt wurden, von der Unmöglichkeit, 
diese zu verifizieren, und der noch größeren Unmöglichkeit, 
sich solchen Gruppen anzuschließen. 
Eine der wichtigsten Erhebungen _ und eine, die das späterc 
massenhafte Uberlaufen von Pol Pots Truppen und die den 
stürmischen Sieg der von Vietnam unterstützten, gegen die 
Rotcn Khmer gerichteten Kräfte vom Januar 1979 erklären 
hilft - war die von Chakray, dem stellvertretenden Vorge­
setzten der Stabschefs und Garnisonskommandanten von 
Phnom Penh,geleistete Erhebung. Sie fand im Februar 1977 
statt, doch Pol Pots Spionagesystem innerhalb der Streit­
kräfte war zu gut organisiert. Der Aufstand hatte kaum be­
gonnen, als Chakray getötet und seine wichtigsten Helfer 
gefangengenommen wurden. Sie wurden später im Stadion 
von Phnom Penh lebendig verbrannt. Wird fortgesetzt 
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BHD - Dritte Welt 

Michael Brzoska 

Rüstungsexport-Richtlinien 
der Bundesregierung 

Der Falkland/Malwinen-Krieg hat es auch für den Zeitungs­
leser deutlich gemacht: Der Export von Waffen ist eine poli. 
tisch brisante Sache. 
Die argentinischen Streitkräfte haben britische Kriegs­
schiffe, Radars und Lenkwaffen, französische Kampfflug­
zeuge und Lenkwaffen und auch Systeme aus bundesdeut­
scher Produktion: Flugabwehrkanonen, Lenkwaffen. Pan­
zerbaugruppen, kleinere Kampfbootc und Militär-Lastkraft­
wagen. 

Nach Angaben des Stockholmer Friedc:nsforschungsinstituts 
SIPRI is t die Bundesrepublik in den letzten Jahren zum 
wichtigsten Rüstungslieferanten Argenliniens geworden. Ca. 
1/3 aller argenlinischc:n Riistungsimporte kamen nach dieser 
Quelle aus der Bundesrepublik. Und das, obwohl noch kei­
nes der argentinisch-bundesdeuuchen Großprojekte abge­
wickelt ist: Derzeit sind bei der Hamburger Werft Blohm 
und Voß vier Fregauen im Bau , die wesentlichen Baumate­
riaHen für die Produktion von sechs Korvetten (kleinen Fre­
gauen) werden von Blohm und Voß nach Argentinien gelie­
fert; die Thyssen Nordsecwerke in Emden arbeiten an zwei 
U-Booten und liefern Baugruppen für zwei weitere U-Boote, 
die in Argentinien gefertigt werden sollen. 

Der E.xport von Waffen teilen nach Argentinien ist zwar von 
der Bundesregierung gestoppt worden. Was aber passiert, 
wenn Anfang nächsten Jahres die erste Fregatte von Blohm 
und Voß ausgeliefeTl werden kann, weiß heute niemand. 
Wenn die politische Stimmung in Bonn nicht radikal um­
schlagt, scheint eine Auslieferung an das Regime in Argen­
tinien ausgeschlossen. Schließlich steht die Bundesregierung 
als NATO·Verbündeter voll hinter Großbritannien und hat 
die argentinische Gewaltanwendung, nicht jedoch die bri­
tische Gl'genmaßnahme, verurteilt. Ob ein anderer Kunde 
gefunden werden kann, ist fraglich, so daß als möglicher 
Endabnehmer wohl die Bundesmarine ins Auge gefaßt wer­
den dürfte. 
Es war eigentlich nur eine Frage der Zeit, daß die bundes­
deulSche öffentlichkeit mit der Nase auf diesen blutigen 
Aspekt der Waffenexportpolitik gestoßen wurde. Nach einer 
Statist ik, die im wesentlichen die Lieferungen der zweiten 
Hälfte der 70er Jahre und diC' bundC'sdeutsche Militärhilfe 
erfaßt, bestanden mit 83 Länder außerhalb der NATO rii­
stungswirtschaftliche Beziehungen. 46 davon waren nach 
dem 2. Weltkrieg in kriegerische Konflikte verwickelt. l 

Der Umfang bundesdeuucher Rüstungsexporte in die Dritte 
Welt hat vor allem in den J ahren 1974-77 sprunghaft zuge­
nommen: Nach einer US·amerikanischen Quelle von 180 
Mio Dollar 1974 auf 640 Mio Dollar 1977. Zwischen 1977 
und 1979 stagnierten sie. Erst für 1980 wird wieder ein 
kräftiger Anstieg vermeldet: auf 903 Mio Dollar, entspre· 
chend ca. 1,6 Mrd DM.2 Damit ist die Bundesrepublik 
Deutschland mit einem "Weltmarktanteil" von ca. 4% welt­
weit der viertgrößte Waffenexporteur gewesen, nach der 
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Sowjetunion, den USA und Frankreich, und noch vor Groß­
britannien. Diesen Zahlenangaben darf man nicht sehr trau­
en, sie entsprechen aber, zumindest, was die Bundesrepublik 
angeht, anderen Angaben. 

Der leichte Rückgang der Rüstungsexporte nach 1977 dürfte 
auf zwei Umstände zuriickzuftihren sein: Zum einen begann 
etwa 1977 die Beschaffungswelle rur die "Dritte Waffen­
generation" der Bundeswehr die Kapazitäten in der Rü­
stungsindustrie auszulasten. Und zum zweiten war der Auf­
tragsstau aufgrund der Bestellungen im Gefolge des Nahost­
Krieges ( 1973; d. Red.) und der Olpreissteigerungen weit­
gehend aufgelöst. Ein weiterer Rückschlag für die Rüstungs­
industrie war der Fall des Schah von Persien 1978/79. 

Gleichzeitig wurde jedoch die Werbung bei potentiellen 
Kunden in der Drillen Weh verstärkt. Davon profitierte vor 
allem der Mönch-Verlag, der in englisch, spanisch und 
deutsch Rüstungszeitschriften herausgibt, die mit Anzeigen 
bundesdeutscher Rüstungsfirmen finanziert werden. 
Die bundesdeuuche Rüstungsindustrie begann wieder ver­
stärkt Aufträge hereinzuholen - allerdings vornehmlich sol­
che, die mit den 1971 erlassenen Richtlinien der Bundes­
regierung nur schwer in Einklang zu bringen waren. Insbe· 
sondere die Regelung, daß Rüstungsexporte nicht in Span­
nungsgebiete zu Liefern seien, machte Kopfschmerzen. Eines 
der größten je in Aussicht genommenen Rüstungsexpon­
geschäfte, die Lieferung von mehreren hundert Leopard-li. 
Panzern nach Saudi Arabien, drohte daran zu scheitern, weil 
eine Verwendung der Panzer gegen Israel nicht auszuschlie­
ßen ist. 

Was sind "vitale In teressen"? 

Als zusätzlich die Genehmigung des Exports von zwei U­
Booten des Typs 209 von HDW/Kiel nach Chile ruchbar 
wurde und zu intensiven Diskussionen in der öffentlichkeit 
führte, verlangten die Rüstungsindustrie, die Parlamentarier 
von SPD und FDP in Bonn und die Bundesregierung neue 
Richtlinien (vgl. auch: AlB 3/ 1981, S. 4 fL). 
Den Linken in der SPD (und auch Teilen der FDP) ging es 
um eine restriktivere Handhabung des Rüstungsexportes. Im 
.Endergebnis forderten sie ein Verbot des Exportes von 
Kriegswaffen außerhalb der NATO. Besonderes Augenmerk 
warfen sie auf Umgehungsstrategien der Rüstungsindustrie 
gegen die bestehenden Richtlinien. Durch Koproduktionen, 
insbesondere mit französischen Rüstungsfirmen, haben 
einige bundesdeutsche HerstC'ller ihren Export stark auswei· 
ten können, ohne jeweils in Eschborn (dem Sitz der unteren 
Genehmigungsbehörde, des Bundesamtes für Wehrtechnik 
und Beschaffung) und Bonn nachfragen zu müssen. 
Die SPD-Fraktionslinken unter der Führung des Kieler Ab­
geordneten Norbert Game! wurden schon im Fraktions-



arl>eitskreis "Riistungsexporte" abgeschmiert. Die Stellung· 
nahme, die schließlich dem Rundeskauinell zugeleitet wur· 
de, enthielt statt des alten Begriffes "Spannungsgebiet" die 
Formel: " Kriegswaffen·E}[.pone (an Nicht·NATO·Länder) 
sollen nur ausnahmsweise" möglich sein, wenn 
• nach begründeter Auffassung der Bundesregierung im Ein· 
zelfall vitale außen· und sicherheitspolitische Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland unter Berücksichtigung der 
Sündnisinteressen dies erfordern und die innere Lage in dem 
betroffenen Land dem nicht entgegensteht, und 
• vor der Entscheidung der Bundesregierung eine Beratung 
mit Vertretern des Deutschen Bundestages erfolgt."3 

Das klingt zunächst gar nicht so schlecht. aber folgende 
Punkte kommen hinzu: 
• Die Richtlinien umfassen nur etwa die Hälfte der Rü· 
stungsexporte, den "harten Kern" der Kriegswaffen, nicht 
jedoch die "sonstigen Rüstungsgüter" ,die nach dem Außen· 
winschaftsgo:setz kon.trolliert werden; 
• Kriegsschiffe sollten nach Ansicht der SPD·Fraklion nicht 
unter die Richtlinien fallen, weil die Werften in einer großen 
wirtschaftlichen Krise stecken. 
Dieser SPD·fraktionsinterne Kompromiß, der den Fraktions­
linken N. Gansel auf die Barrikaden trieb ("Triumph der 
Grundsatzlosigkeit und Sieg kurzfristiger Interessen der 
Rüstungslobby"4 ), und von der FDP· Fraktion in allen 
wesentlichen Punkten mitge tragen wurde, wurde von der 
Bundesregie rung stark in Richtung auf weniger Beschrän· 
kung verändert. 
So sind es nicht mehr "vitale außen· und sicherheitspoli. 
tische Interessen", die entscheidend sein sollen, sondern 
"vitale Interessen".5 Und: "Vitale Interessen sind außen· 
und sicherheitspo litische Inte ressen der Bundesrepublik 
Deutschland unter Berücksichtigung der BÜIldnisinteressen." 
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Das Wort "vital" wurde seines Sinnes völlig entkleidet. Statt 
wie im SPD-Entwurf "dies erfordern" (und im FDP·Entwurf 
"eindeutig dafür sprechen") müssen die Interessen nur noch 
für einen Rüstungsexport "sprechen". 
übernommen wurde d ie Formel von der "innl'. ren Lage", 
die einer Genehmigung entgegensteht. Dies ist zweifellos ein 
Tribut an die Linke in der SPD und außer halb des Paria· 
ments. Die Opposition gegen die Lieferung von V·Booten 
nach Chile schien der Bundesregierung potentiell so stark, 
daß die neuen Richtlinien hier einen Riegel vorschieben. soll· 
ten. 

Nach dem Geschmack von CDU/CSU und Rü­
stungsindustrie 

Übernommen wurde auch die Konsultation mit Vertretern 
des Parlaments - nur ganz anders, als es die Fraktionslin· 
ken, die diesen Vorschlag vor mehr als zwei Jahren in die 
Debatte geworfen haben, sich dachten. Statt Kontrolle der 
Regierung durch das Parlament gibt es in Zukunft die unver· 
bindliche Teilnahme von Fraktionsmitgliedern bei entschei· 
denden Sitzungen des Bundessicherheitsrates. 

Die neuen Richtlinien sind zweifellos "weicher" als die alten 
Richtlinien von 1971. Der Rüstungslobbyist Griephan 
.schreibt dazu: "Die CDU/CSU verkneift sich jedes Wort zu 
den neuen politischen Grundsätzen der SPD /FDP·Bundes· 
regierung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen 
Rüs tungsgütem vom 28.4.1982. Die Oppositionspolitiker 
sehen, daß die Grundsätze auch für eine CDU/CSU· FDP­
Regierung akzeptabel und praktikabel sind, " Und: "Was der 
CDU/CSU recht ist, kann Rüstungsherstellern allemal billig 
sein."6 

Die neuen Grundsätze enthalten - offensichtlich unter dem 
Eindruck der Falkland/Malwinen·Krise - auch zwei bemer· 
kenswerte Vorschriften, die, tatsächlich angewandt, den 
bundesdeuUchen Rüstungse}[.port, behindern könnten. So 
heißt es einmal: "Beschäftigungspolitische Gründe dürfen 
keine ausschlaggebende Rolle spielen." Das widerspricht der 
bisherigen Praxis, Rüstungsexporte, vor allem im Kriegs· 
schiffbau, aus werftpoli tisehen überlegungen zu genehmi. 
gen. 

Und zum anderen heißt es: "Es muß eine hinreichende 
Sicherheit bestehen, daß die Kriegswaffen und kriegswaffen. 
nahen sonstigen Rüstungsgüter nur zur Verteidigung des 
Empfangerlandes oder der betreffenden Region bestimmt 
sind." Diese Sicherheit gibt es für "langlebige Konsumgüter" 
wie Waffen wohl nicht. 
Beides kann man als Lippenbekenntnisse angesichts der 
Falkland/Malwinen·Peinlichkeiten vergessen. Es sei denn, 
der politische Druck wird so stark, daß der Trend zu mehr 
und weitreichenderen Genehmigungen geändert werden 
muß. Dann müßten aber auch neue Richtlinien her. Denn 
die jetzt besch lossenen Grundsätze sind, obwohl "gummi­
artig" wie der Vorgänger, ein Wegweiser in die falsche Rich· 
tung. 

Annlerkulljj:en: 
I ) M. Brzoska{H. Wulf, Offensive im Rüstun.gs<:xport, in: Studien· 

gruppe Militärpolitik, Aufrüsten um abzurüsten?, Reinbck bei 
Hamburg 1980 

2) US Senate, Comminee on Foreign Rdations, Press Rdc.ase, 
Februar 1982, basierend auf US-Gcheimdienstinfonnationen 

3) Der SPD·Entwurf ist aUSl:ugsweise nachgedruckt in: Wehrdienst, 
Nr.839{15.3.1982 

4) Frankfurter Rundschau (FR), 5.5.1982 
5) Die Grundsätze der Bundesregierung vom 28.4.1982 wurden u.a . 

im Bulletin des Presse· und Infonnationsamu der Bundesregie· 
rung und in der FR, 4.5.1982, vaöffent1icht. 

6) Wehrdienst, Nr. 847/10.5. 1982 
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Rückblick 

Der intemationale Sozialistenkongreß von Stuttgart (1907) 
Man darf gespannt :;ein, wie sich die SPD des Stuttgarter Treffens der 
Paneien der 11. In ternationalen Arbeitcras.soziation (1889-1914) vor 
75 Jahren - vom 18.-24. August 1907 - e rinnern wird - und ob 
überhaupt: Stimmte sie doch damals "in(. Resolution zu, die, ent· 
warfen von AuguJt Bebd, durch Zusattanu'äge Rosa Luxemburgs 
und W. Ujilsch Lcnins revolutionären Olarakter erhalten hatte. Ihr 
nach wie vor alr.tucUcs Thema: [)(:r Kampf gegen MilitariJmus und 
Kriegsgefahr. 
884 Teilnehmer aus 25 Ländern waren anwcltnd. Den größten Teil 
stcllten die starken Arbeiterparteien Europas - voran die deutschen 
Sozialdemokraten, die Sozialisten Frankreichs und Rußlands (die 
BoJ:.chcwiki, für die W. I. Lcnin erstmals an einem Kongreß der 
TI. Internationale teilnahm). 

Rußland _ der Name besaß m38ischen Klang in der Arixiterinter­
nationale. Die Revolution von 1905 wurde von ihr begeistert aufge· 
nommen. Ihr jahrestag, der 9. januar 1906, wurde z.B. von den 
deutschen Arbeitern als Tag der S<llidarität mit dem russischen Pro· 
letariat begangen. In den USA wurden Kundgebungen und Geld­
sammlungen für die Opfer des 9. januar 1905 veranstaltet. In Indien, 
Olina, dem Iran und der Türkei bekundeten fortschrittliche Kräfte 
ihre Solidarität. 
Gleichzeitig veruärkun sich ohnedies die Kampfaklionen der Arixi­
ler in den übrigen kapitalistischen Ländern; die Befreiungsbewegung 
in den unterdrückten Ländern des Ostens erwachte: Der russischen 
Revolution folgten bürgerliche Revolutionen im Iran, der Türkei und 
schließlich China~ in Afghanistan, Indien, Indonesien und anderen 
arabischen und a!ialischen Ländern wurden die Befreiungsbewegun­
gen zu eine-r Kraft. 
Auf der anderen Seite spinte sich die internationale Lage durch die 
Rivalitäten zwischen den im!)<:rialistischen Mächten zu. 1907 bi ldete 
sich die "Triple-Entente" Großbritanniens mit Frankreich und Ruß­
land gegen Deutschland, das seinen "Platz an der Sonne" (Kanzler 
von Bülow) mit riskanter Aggressivität beanspruchte. Flottenrü$\ung, 
provozierendes Auftreten, Vorstöße im arabischen Raum (Bau der 
Bagdad-Bahn, "Panthersprung" nach Agadir - siehe AlB 6/1981) 
demonstrierten die Entschlossenheit des deutschen Imperialismus zur 
Gewalt. 

Votum gegen den imperialistisl,:hen Krieg 

Es war deutlich, daß innerhalb der Sozialdemokratie die Kluft auf­
gebrochen war zwischen den Vertretern marxistischer Positionen und 
der Führungsmehrheit unter dem Einfluß der revisionistischen Theo· 
rie eincs E. Bernstein, fixiert auf den Parlamentarismus und entfrem· 
det von den kampfbereiten klasscnbewußten Arbeitern. Es war kein 
Privileg der deutschen Sozialdemokratie. "überall in der n.lnter' 
nationale", schrieb W.!. Lcnin, "hai sich der Typu~ der verrateri· 
schen Fühn:r. du Opportunisten, der SoziaJchauvinisten herausgebil­
det." Dies sollte den StUllgarter Kongreß prägen. 
Eine Manendemonstration von 60,000 begTüßte die Delegierten der 
runf Kontinente. Die russische Revolution war niedergeschlall"n wor· 
den _ eine ernsthafte Diskussion über die Lehren, über die neuen 
Kampfmethoden, die aktudkn Aufgaben der Internationale fand 
indes nicht statt. 
Die Debatte über Militarismul und Kriegsgefahr bildete den Mittel· 
punkt der Konferenz. Umer den vorgelegten Resolutionseniwürfen 
stellte derjenige Bebels am klarsten den Zusammmhang von Imperia' 
li smus und Krieg heraus; eS hieß in ihm, Kriege ~eien Produkt du 
Kapitalismus und ~rsch",änden erst mit dessen Beseitigung. Zugleich 
verwies er auf die Verbindung von antimilitaris tischem Kampf und 
Kampf für den Sozialismus, Doch auch dieser Entwurf enthielt 
!Khwächen, vor allem die Beschränkung auf parlammtarische 
Kampfformen, Rosa Luxemburg und W.I. Lcnin sctz ten ihre Kritik 
in Zusatzanträge um, die den Charakter der Resolution änderten, Die 
einstimmig angenommene Entschließung erteilte den sozialistischen 
Parteien einen klaren Auftrag: 
"Droht der Ausbruch cines Kriegu, so sind die arh<:i tenden Klassen 
und deren parlamentarische Vertretungen in den beteiligten Ländern 
verpflichtet, unlcrstiltU durch die zusammenfassende Tätigkeit des 
internationalen Büros, alles aufzubieten, um durch die Anwendung 
dcr ihnen am wirksam.ten erscheinenden Mittel den Ausbruch des 
Kricgu zu verhindem, die .ich je nach de r Verschärfung des Klassen· 
kampfes und der Verschärfung der allgemeinen politischen Situation 

naturgemaß ändern. Falls der Krieg dennoch ausbrechen sollte, ;51 CI 

die Pflicht rur dessen rasche Beendigung einzutreten und mit allen 
Kräften dahin zu streben, die dur<:h den Krieg herbeigeführte wirt, 
schaftliche und politische Krise zur Aufriinelung des Volkes auszu· 
nutzen und dadurch die Beseitigung der kapitalistisehen Klassenherr-­
schaft zu beschleunigen," Dies war eindeutig - auch wenn die Reso­
lution realistisch die Taktik den jeweiligen Parteien überließ (worin 
die opportunistischen Kräfte dann auch das Schlupfloch sahen, 
kämpferischen Aktionen zu entsagen), 
Den wirklichen Einfluß der Rechten enthüllte die zweite wichtige 
Debaue um die Kolonialfnge. "ln der Kommission (kam) eine op­
porturu5lische Mehrheit zustande, und im Resolutionsentwurf er· 
schien der ungeheuerliche Satz: Der KongTeß 'verwirft ... nicht prin­
:tipieIt und für alle Zeiten jede Kolonialpolitik, die unter sozialini­
schem Regime zivilisatorisch wird wirken können!' ", urteilte W,I. 
Lcnin, Das war vor allem dem Wirken der deutschen Delegations­
mehrheit zuzuschreiben, nachdem sich in der deutschen Soziaklemo­
kraiie derartige Positionen schon früher durchgesetzt hanen. 

Zwar gelang es auch in dieser Frage mehrheitlich die Zusauanträ,gC: 
der Linken durchzusetzen, d ie der Kolonialpolitik eine prinzipielle 
Absage erte ilten, die Legende von de r zivilisatorischen Mission des 
Imperialismus entlarvten und für die Gleichberechtigung der unter· 
drückten Völker eintraten. Aber zum einen fehlte immer noch die 
Betonung des Rechts auf Selbstbestimmung der unterdrückten 
Völker, zum anderen ließ das Abstimmungsverhältnis von 127: 108 
(letzlen: überwiegend die Sozialisten der Länder, die Kolonialpolitik 
be trieben !) erkennen, bis zu welchem Ausmaß der opportunistische 
Verrat an den Grundsätzen der Arixiterbewegung gediehen war. 
So konnte W,I, Lenin resiimicren: "Im gToßen und galUen hat der 
Stuttgarter Kongreß in einer ganzcn Reihe bedeutsamster Fragen 
eine deutliche Gegenüberstellung des opportunistischen und des revo­
lutionären flügels der internationalen Sozialdemokratie yollzogen 
und diese Fragen im Geiste des revolutionären Marxismus gelö$I," 
Doch in der Praxis setzten sich die rechten Führer durch, rur deren 
Mehrheit die Zunimmung in Stuttgart nur noch ein formaler Akt 
gewesen war, Noch im selben Jahr billigte Vander~lde im Namen 
der bdgischen Sozialisten die Annexion des Belgischen Kongogebie· 
tes, jean jaures erklärte in Frankreich den "Enlente"·Block zu einer 
"Garantie für den frieden", Auf dem SPD.Parteitag im September 
1901 stell te sich se ibIt August Bebel vor G. Noske, der gefordert 
hane, die deutschen Sozialdemokraten müßten in jedem Krieg ihr 
Vaterland verteidigen, 
Damit war vorgezeichnet, daß ähnliche Resolutionen der folgenden 
S<lzialistenkongresse - Kopenhagen (1910) und Basel (1912) - Zwar 
angenommen wurden, aber Makulatur bleiben mußten. Es kam, was 
bekannt ist : "SPD und Internationale haben die Probe aufs Exempel, 
dcn Ausbruch des Ersten Weltkrieges, nicht bestanden" (Wolfgang 
Abendroth). Im hundertsten jahr ihrer Gründung konnte SPD-!-taus· 
geschichtsschreiber Willi Eichler 1963 seiner Partei ein makabres 
Ruhmeszeichen anheften: Mit ih rer Zustimmung zum imperialisti· 
schen Krieg (den Kriegskrediten) ,,hanen die 'yaterlandslosen Gesel­
len' also die Probe auf die 'nationale Zuverlässigkeit' weiß Gon be­
standen." J. Ostrowsky 



Infodienst 

Tiil'kenprotest. PlIn 
Ausli nclerftlndllchktll 

Die 2~jäh~ Türkin Scmra Ertan bat sich 
Ende Mai dJ. in lIamburg aus Protest gegen 
die Ausländerfeindlichkeit selbst vcrbnnnt. 
In einem zuv<)r mit dem NDR gdühTltn Ge­
spräch hatte !kmra Erlaß unmißvcrsländlidi 
klar gemacht, wen sie für dieses feindselige 
Verhalten verantwonlich machte: Nicht die 
Deutschen, nicht die Türken, sondern die 
herrschenden Klassen in heiden Ländern, de­
ren wirtschaftliche Interessen nunmal keine 
humanitären seien. Die Verwertbarkeit der 
Men$(;hcn ("Mein Land haI uns ins Ausland 
verkauf! wie Stiefkinder." FAZ, 1.6.1982) 
unre<:kt<: sich für sie hier auf die Ware Ar. 
beitskraft und in der Türkei auf den Devisen­
eingang. 
Um auf das Zusammenspiel der Regierungen 
heide r Länder in Sachen Menschenrechtsver· 
!(tzungen aufmerksam zu machen, uatcn 
Ende Mai dJ. in 12 Slädlen der Bundes· 
republik 260 Türken, Kurden und Deutsche 
in einen unbefristelen lIungcrSlreik. Sie wol· 
len die Öffentlichkeit darauf stoßen, daß im 
Nato-Land Türkei eine Mi litärdiktatur mit 
wirtschaftlich·militäris.cher Hilfe aus Bonn 
die Menschenrechte mit den Füßen tritt. Sie 
fordern AufHirung der Morde, Folterungen 
und Massaker in der Türkei. Sie fordern, daß 
sich endlich der Bundestag in einer Frage· 
stunde damit befaßt. 

lateln.menkl· T.ge 

Vom 2. bis 2~. Mai 1982 verannaltete das 
Fors.chungs· und Dokumentuionuentrum 
OIilc·Lateinamerika und die Lateinamerika· 
Koordination in Westberlin zum :tweiten Mal 
die "Lateinameo-i.ka.T.". In über !l0 Veran· 
staltungen wurden Information, Diskussion, 
Musik, Theater und Lesungen dargeboten. 
Dazu gab es Auss teUungen und im Sonder· 
programm 10 Tage lang lateinamerikanis.che 
Filme. 
Bedauerlicherweise ließ der Berliner Senat 
unmittelbar danach "Horizonte '82" begin· 
nen, das ebenfalls Latcinamerika gewidmet 
war. Das recht aufwendig konzipierte 2. Fe· 
stival der Weltkulturen bot bis zum 
20.6. 1982 ein reichhaltiges Programm offi· 
zieller Kulturpolitik mit der bislang umfang· 
reichsten Retrospektive des lateinamerikani· 
schen Films. 

NlklIlgu.·NolhIH. 

Im Mai dJ. wurde Nikaragua von einer 
schweren Naturkatastrophe heim~sucht. 

Rl:genranc, die durch einen Wirbelstunn aus· 
gelöst worden waren, velWüsteten Plantagen, 
schnitten Dörfer von de r Umwelt ab; Indu· 
strieanlagen fielen aus, Straßenverbindungen 
und die Elektrizitätsvenorgung wurden uno 
terbrochen. Ca. 30.000 Obdachlose und an· 
nähernd ~OO Tote sind zu beklagen. Die 
materiellen Schäden belaufen sich auf 183 
Mio Dollar. 
Spenden Zur Linderung der größten Not wer· 
den auf dem Konto von Medico In tcrnutonal 
e.V., Kto 1800, St;u:l tlparbne Frank!urt 
(BLZ 5U5 1030), S tichwort: Sofo rthilfe 
N ik.aragua entgegcngcnom men. 

Ein Senct.r für Gu.tem.l. 

Das Guatemaltekische Komitee der Patrioti· 
schen Einheit (CGUP), der Zusammenschluß 
der Demokratischen Journalisten (APDG) 
und d ie Guatemala·Solidaritäl$komitees ha· 
ben sich angesichts der Unmöglichkeit, oppo· 
sitionelle Berich le in den Medien des mittel· 
amerikanischen Landes einzubringen, flir den 
gemeinsamen Aufbau eines nationalen Kom· 
munikationszentrums ent!;Chieden. Dcr pro· 
jektierte Untergrundsender Radio Guatemala 
Libre (Radio Fn:ies Guatemala) soll in alle 
Landesteile ausstrahlen und 200.000 Dollar 
kosten. 

Der Sender soll, ' 0 betonen die Initiatoren, 
Sprachrohr aller rUf die Befreiung kämpfen· 
den Guatemalteken sein. Er wird gerade für 
jene Teile de r guatemaltekischen Bevölke· 
rung, die Analphabeten sind, eine wichtige 
Informationsquelle sein. 

Das AlB unterstützt diescI Projekt und ruft 
zur Spendensarnmlung auf. Spendenkonto: 
Hypobank München (BU 10020001, Kon· 
tonummer 65~029 8408, Stichwort: Radio 
Guatemala Libre. Ein Informationsblatt Zu 
der Senderaktion kann bezogen werden bei: 
Guatemala·Solidaritätsgruppe Münster, Kar· 
dinal·von-Galen·Ring 4!1, 4400 Münster. 

Ende April 1982 war in Großbritannien eine 
Karawane gegen d ie Intervention in Mittel· 
amerika gestaTlet. Sie reiste durch aUe euro­
päischen under und erreichte Anfang Juni 
dJ . Straßburg. Dort, vor dem Europaparla· 
ment fand eine internationale Demonstration 
statt. Ziel dieser Aktion ist es, die euro· 
päische öffentlichkeit, auf die Unterdrük· 
kung der Völker Mittelamerikas aufmerksam 
zu machen. Getragen wird die Karawane vom 
Sekretariat de r europäischen Solidaritäts· 
bewegung mit Nikaragua, zusammen mit den 
nationalen Solidaritätskomitees fü r Nikan.· 
gua, EI Salvador und Guatemala. Die Kara· 
wane wurde von je einem Repräsentanten de r 
Bcfn:iungsbcwegungen FSLN (Nikaragua), 
der FMLN/FDR (EI Salvador) und CGUP 
(Guatemala) begleitet. 

ANC-Symbol .1. Anhinger 

Das Symbol de I Afrikani!;Chen Nationalkon· 
gresses Südafrikas (ANC), der Speerwerfer 
mit Schild, ist jetzt als Anhänger in Silber 
erhältlich. Stückpreis: 18 DM, dazu passendes 
Silberkettchen: 6 DM. Bezugsadresse: ASK, 
Malll:tCr LandSIr. 15.6000 Frankfurt I. 

Mltgll.der"rnmmlung der AA8 

Vom 4.·6. J uni 1982 fand in 80nn die dies· 
jährige Mitgliederversammlung (~IV) der 
Anti·Apartheid·Bewegung (AAB) statt . Die 
MV beschloß u.a. die Fortsetzung der AAS­
Kampagnen :turn Bankenboykoll. zur mili· 
tärisch·nuklearen Zusammenarl.>eit und zum 
Boykott des Kulturabkommens. Ihre male· 
rielle Solidarität will die AAB auf den ANC 
Südafrikas und die SWAPO Namhias konzen· 
trieren. 
Die Diskussion wurde größtenteils von der 
Frage der Zusammenarbeit mit anderen Be· 
wegungen und Bundnissen bestimmt. Dabei 
will sich die AAS als "Ein·Funkt·Bewegung" 
künftig au f solche FeWer konzentrieren, wo 
Ansätze zu gemeinsamem Handeln existieren, 
ohne daß die AAB alle Po'itionen und Forde· 
rungen anderer demokratischer Bewegungen 
ubemimmt. In diuem Sinne beschloß die 
MV, insbesondere die Zusammenarbeit mit 
den K irchen, der Friedensbewegung, der Ge. 
werkschaftsbewegung und der Ökologiebewe. 
gung - wo immer möglich - zu verstärken. 
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Kurzinformationen 

Argentlnlen-Gro8brit.nnlen 

Am 15.6.1982 haben di~ argent inischen 
Truppen auf den Falkland-InsclnJMalwincn 
bedingungslos kapituliert, nachdem der 
Kampf für sie aussichtslos ~wo,rden war. Sie 
hatten die Inseln am 2. April dJ. besetzt 
(siehe AlB 6/ 1982, S. 4-7). 
Am 21. Mai dJ. wan:n britische Truppen auf 
Wesl-Falkland gdandet und hatten beulu 10 
Tage später die ganze Insel bis auf die Haupt­
stadt Port Stanley/ Puerto Argentina zunick­
erobert. An den Kämpfen waren 8.000 bri­
tische und 14.800 argc lltin iK he Soldaten be­
teiligt. Da- brit ischen Inte~ntionsarmada 

waren vor allem durch die argentinische Luft­
waffe empfindliche Verluste zugefügt wor­
den. 2 Zentörer, 2 Fregatten und ein Trans­
~rU(:hirf sanken, mehreT<: ander<: Schiffe 
wurden schWel" beschädigt. Insgesamt for­
derte der Konflikt mindestens 850 Todes­
opfer, davon der Großteil auf argent inischer 
~ite . 

Hauptverlierer in diesem Krieg sind neben der 
argentinischen Militärjunta, die um ihr Ober­
leben bangen muß, die USA, die sich vorbe­
haltlos auf d ie britische Seite stellten. Argen­
tinien hat ber('iu angedeutet , daß es zukünf· 
tig eine blockfreie Außenpolit ik verfolgen 
will. Die meisten Länder Lateinamerikas 
unterstützen den Anspruch Argentinkns auf 
d ie FalklandinsdnlMalwinen. Sie verurteilten 
auf einer Sitzung de r Unte rzeichner des Inter­
amerikanischen Vertrages über gegenseitigt-n 
Beistand (TIAR) Ende Mai dJ. die Aggres­
sion Großbritanniens. Und sie verurteilten die 
Unterstützung de r USA und der EG fiir die 
Thatcher-Regierung und riden d ie la tein­
amerikanischen Staaten auf, Argentinien zu 
unterstützen. Led iglich die USA, Chile, Ko­
lumbien und Trinidad und Tobago enthielten 
sich de r Stimme. 
Der Interessenkonßikt zwischen der Reagan· 
Administration und der Mehrheit der latein· 
amerikanischen Staaten dürfte vo r allem die 
Posit ion der USA in Mittelamerika beein­
träch tigen. 
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Bolivien 

Seit Monaten wird Bolivien von einer Serie 
von Streiks und DemOllstrationen der Oppo­
sition überzogen. Gegen d ie Repression der 
Militärdiktatur und die katastrophale Wirt·' 
schafulage fanden Hungerstreiks und landes­
weite Aufstände im März und April d J . statt 
(vgJ. AlB 5/1982). 
Zentrum der Kämpfe waren die Bergalbeiter. 
städte, die staatliche Verwaltung und die 
Banken. Die Haup tforderungen de r Gewak· 
schaftszen trale COB lauteten U.3.: Wiederher­
stellung der demokratischen freiheiten sowie 
sofortige freilassung der inhaftierten Ge­
werkschaftsfUhrer Jose Maria Palatios und 
Lui! Lopez Altamirano. 
Zwangen die Aktionen vom März dJ. die 
Militiirregierung geschlossen zurückzutreten, 
$0 gelang der Opposition im Mlii dJ. ein wei· 
terer Erfolg: Das seit 22 Monaten bestehende 
Verbot der politischen Parteien und Gewerk· 
schaften wurde aufgehoben. Und Junta·Otet 
General Cdso Tordio kündigte eine Amnestie 

'". 

Süd.frik. 

Die im November 1980 ge8en drei Kämpfer 
des Afrikanischen Nationalkongre6 Südafri· 
kas (ANC) N. Lubisi, N. Manana und P. 
Mashigo verhängte Todesstrafe, wurde annul· 
liert. Am 3. Juni dJ. wanddte sie der süd· 
afrikanische Ministerpräsident Pik Botha in 
lebenslängliches Zuchthaus um. 
Nach Angaben des ANC hat neben der inter­
nationalen Solidaritäukampagne der Präsi­
dent der Seychellen, Albert Rene, maßgeb­
lich für die!>Cn "Gesinnungswandd" der 
Regierung Botha gesorgt. Er übermittelte Pre· 
toria die forderung die Todesurteile aufzu· 
heben, andernfalls hätten !leehs auf den 
Seychellen inhaftierte Söldner, darunter auch 
einige mit südafrikanischer Staauangehörig· 
keit, denen wegen eines Um~turzversuchs 

vom No~mber 1981 (siehe AlB 111982 ) der 
Proze6 gemacht wird, mit der Todesstrafe zu 
rechnen. 

Namlbla·BAD 

Anfang J uni dJ. hielt sich "ine Odegation 
dc r Südwestafrikanischen Volkso rganisation 
(SWAPO) unt"r L:itung ihres Präsidcnten 
Sam Nujoma in Bonn auf. Oab"i traf S. 
Nujoma crstmals mit dem US-Staatssek~tär 
rur Afrika·fragen, Olester Crock~r, zusam· 
men, von desscß gkichz"itiger Anwesenheit 
in Bonn di~ SWAPO zuvor keine Kenntnis 
erhalten hatte. 
In dem auf fkl"'il>en von Außenminist"f 
H.O. Genscher zustand~gckomm~"ßen G~· 

spräch versuchten die bt:iden wdllichcn Poli· 
tiker die SWAPO· Führung dazu zu überreden, 
ungeachtet der Oiff~renzen , d il' über Verf-Js, 
sungsfragen noch bestehen, zur Phasc 2 des 
von der Kontaklgruppc vorgekgten 3·Pha§cn· 
Planes überzugehen. In diese r Ph3SC soll über 
ein~n WaffemliUstand zwischen der SW APO 
und Sooafrika verhandelt werden. Die 
SWAPO bt:stand in ihr"n Bonner Gesprächen 
auf de r unverzüglichen Einberufung ein"r Un­
abhängigkeiukonferenz rur Namibia unter 
ßo::teiligung der Vereinten Nationcn. 

Wahrend der Gespräche wurde bekannt, daß 
zUr gleichen Zrit, während sich die SW APO­
f ührung in Bonn aufhielt, eine hochrangige 
Delegation der Kontaktgruppc die front· 
staaten bereistc, um dort ungestÖrt rur dic 
neokoloniale Namibiaoplion des Weitem zu 
.werben. Die SWAPO brach daraufhin ihren 
Bonner Besuch vorzeitig ab. 

Tschad 

Am 7. Juni 1982 ist die Hauptstadt des 
Tschlld N'Djamena durch die Streitkräfte des 
Nordens (FAN) von Hissene Hahn: fast 
kampflos erobert worden. Die Truppen lIab­
res, die von Ägypten, dem Sudan und den 
USA unterstützt wurden, hatten vorher eine 
Stadt nach der anderen crol>erl, zum Tei l be­
giinuigt durch die "Friedenstruppe" Jcr Or­
ganisation für Afrikanische Einheit, die jeut 
abgezogen werden soll (siehe AlB 3/1982, S. 
36·37 und AlB 6/1982, S.46). 
Diese schnelle Niederlage der Truppen Gou· 
kouni Oueddcis, der nach Kamerun ent­
kommen konnte, ist vor allem durch die Zer· 
strittenheit der einzelnen Gruppen, die die 
Regierung unterstützten, l>edingt. Sie konnte 
auch nicht durch die Einbeziehung aller frak­
tionen in d ie Regierung beendet werden. 
Einige Fraktionen hatten lich bei den 
Kämpfen neutral verhalten, darunter auch die 
Strcitkräfte des Tschad (fAT) unter Abdel­
kader Kamougue, die den reichen, von 
Kämpfen verschonten Süden repräsentieren. 
Aus diesem Grunde haben die: Offiziere und 
zivilen Funktionäre der FAT am 295. dJ. A. 
Kamouguo! einstimmig verurteilt. Seit dem 3. 
Juni dJ. kam es in der größten Stadt des 
Südens Moundou zu heftigen Gefechten zwi· 
schen Anhängern und Gegnern A. Kamou­
gues. Eine Spaltung des Landes oder ein Wei­
tergehen der Kämpfe i~t deshalb nicht auszu­
schließen. 

Marokko-USA 

Ende Mai 1982 unterzeichneten die Außen· 
minister der USA und Marokkos ein Abkom· 
men übe r Transilr"chte der US·Luftwaffe auf 
marokkanischen Stützpunkten. Als Gegenlei· 
stung erhält Marokko - übe r die bereits ller· 
einbarten Panzerlicferungcn fiir 1983 z.B. 
hinaus - verstärkte US·Hilf~ bei de:r Trup· 
pcnaushi ldung und dcr Modemisierung $Ciner 
Militän:inrichtungen. Dies steUt ~zusagen die 
materielle Scite de r von der Rcagan·Admini· 
stration §cit langem betrieben"n orr"n"n 
Unterstützung Marokkos g.:gen die wes\5.ahra. 
ouische Befrciungsbewt-guII& POLISARIO 
dar. 
Die Verhandlungen über eine intenSi ven:: Un­
terstützung Marokkos bt:gann"" nach den 
i1Chweren Niedcrlag~n d~r Marokkam'r gegen 
die PO LISARIO im Herbst \981. lu ihrem 
Verlauf kam berei ts im Novcmocr 1981 eine 
hochrang~e US·Militärdel~"gation nach 
Marokko. gefolgt von Verteidigullg'minister 
Wdnbt: rgcr und CIA-Chcf Robert Inman. Oi~ 
jü"gstt· Reise absolv;"nen 80 US-Mililärcl<­
perten , darunter 22 G""flerälc, in den vergan· 
);l.'nen Wochen. 
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Die ParJamenuwahlen vom 11. Juni dJ. auf 
der im Indischen Ozean gelegenen Insel Mau­
ritius fUhrt<:ß zu einem iberwältigendem 
Wahlsieg der Linksparteien. Da! Biindnis der 
Militanten Bewegung von Mauritius (MMM) 
und der Sozialistischen Partei von Mauritius 
(PSM). einer Abspaltung der Labnu. Partei, 
konnte alle 62 Direktmandate, bei insgesamt 
70 Sitzen, gewinnen (siehe AlB 6f1982, 
5.58). Damit hat die rechte Koalition von 
Labnu. Partei und der Sozialdemokratischen 
Panei von Mauritius (PMSO) unter Sir Sec' 
wos.gur Ramgoolan, S<!it der Unabhängigkeit 
im Jahr 1968 Premierminister, ihre knappe 
Mehrheit im Parlament verloren. Neuer Pre­
mierminister soU MMM·Präsidcnt Anerood 
Jugnauth. Vizcprcmierminisler PSM·Führcr 
Harish Boodhoo und Fißanzmini,!<:r der Ge­
ncralsekll'tär und Gründer der MMM. Paul 
Bell'nger. werden. 
Das Regierung~programm $ieht eine nicht­
paktgebundene Außenpolitik. die Verringe· 
rung der Arbeiulosigkeit und die teilweise 
Verstaatlichung der Zuckerinduurie und de~ 
Hotelgewerbes. der wichtigsten Zweige der 
Wirtschaft, vor. Die beiden Parteien fordem 
die Auflösung aller Militärstützpunkte im In­
dischen Ozean und die Rückgabe der Insel 
Diego Gareia, die den USA als Militärbasis 
dient. Und sie wollen die engen wirtschaft­
lichen Beziehungen Zur Republik Südafrika 
abbauen. 

Türkei 

Die Militärjunta um General Evrt:n ist offen­
bar entschlossen, trotz Protesten des Aus­
lands den Kampf gegen die progressive Oppo· 
sition unverändert fortzuführen. Neben den 
andauernden Massenprozessen gegen den pro­
gressiven Gewerkschaftwund DISK und das 
Friedenskomitee der Türkei (vgl. AlB 2 und 
4fl982) wurden nun weitere eröffnet_ Sie 
richten sich gegen angebliche Mitglieder der 
seit 60 Jahren verbotenen Türkischen Kom­
munistischen Partei (TKP) und der Arbeiter­
partei der Türkd (T1P). 
Als Standardanklagepunkt dient dabei die 
Verkuung der Artikd 141 und 142 des 
türkischen Strafgeseubuches (Verbot, die 
Herrschaft einer Kla~se über eine andere an­
zustreben), die mit harkn Strafen bis hin zur 
Todesstrafe geahndet wird_ 20S Personen 
sind in Ankara angeklagt, Mitglieder der TKP 
zu sein, was sich u.a. an der Teilnahme an 
Bildungsveranstaltung.:n über den Mandsmus­
Leninismus in Sofia und Moskau zeige. Alle 
Angeklagten bestrilten eine Mitgliedschaft, 
jedoch ,,gestanden" vielc von ihnen nach 
tagelangen Folterungen. 
Die breit angelegten Manenprozessc haben 
offenbar die Eliminicrung progres$iver Orga· 
nisationen in der Türkei Zum Ziel. Unter dem 
Begriff "KommunistenprozesSC''' getarnt, er­
wartet die Militärjunta die stillschweigende 
Duldung dieses Vorgehens seitens der west­
lichen Verbündeten - und dn Fortführung 
der militärisch-wiruchaftlichtn Hilfe. So 
setzt sich der Europa-Parlam""tarier Kai-Uw~ 
von Hauel (CDU) für eine Unte,.,.tützung der 
Junta mit I,S Mrd DM au~ dem EG-Etat ein 
(vgl. AlB 3/1982) und hat Washington rur 
1983 sogar 815 Mio Dollar zUj!esichert. 

Ir.n-Ir.k 

Mit der iranischen Rückeroberung der Hafen­
stadt Korramsh.ar am 24_ Mai 1982 und von 
insgesamt 4.000 qkm okkupierten iranischen 
Territoriums bis Anfang Juni dJ. entschied 
sich faktisch der Golfkricg. Damit wurde die 
irakische Invasionsarmee bis auf einen dün· 
nen, unterbrochenen Grenzstreifen auf die 
Ausgangspositionen vom September 1980 zu­
rückgeworfen. 
Am 10. Juni machte der irakische General· 
stab der Teheraner Führung ein Waffenstill· 
standsangebot, demzufolge man sich restlos 
von iranischem Gebiet zuriicktiehen wolle. 
Die iranische Regierung knüpfte ihre Zustim­
mung zur FeuereinsteIlung an vier Bedingun­
gen: Bedingungsloser Rückzug der irakischen 
Truppen, Entschädigungszahlungen rur die 
Zerstörungen auf iranischem Boden, Rück· 
kehr von zehntausenden vertriebener Schiiten 
in den Irak und Durchmarscherlaubnis für 
iranische Truppen nach Syrien und Libanon, 
um die israelische Armee zu bekämpfen. Der 
Irak erklärte sich bereit, die letzte Forderung 
zu akteptieren unter der Bedingung, daß der 
Iran dann einem Waffenstillstand zunimme 
(Lc Monde, Paris, 13./14.6.1982). 
Die irakischen Truppen stehen schon jetzt al$ 
gros., Verliere r des Krieges fest und haben 
rund SO.OOO Verluste zu beklagen - das ist 
1/4 der regulären Armee. Präsident Hussein. 
Stuhl scheint zu wanken, was VOfl seinen Ver· 
bündeten am Golf (Saudi Arabien, Oman 
usw.) und von Washington als "Gefahr rurdie 
Interessen des Mittleren OsteßS und der 
USA" bezeichnet wurde, wie die U.S. News 
& World Repon vom 7_6_ 1982 zusammen­
faßt. Einen eindeutigen ~ieg des (nm hat US­
Außenmini"er A1c:tander Haig, in einer Rede 
vor dem Rat für Außcnbe:r.iehungen in Chica­
go am 26. Mai dJ., als alarmierend für die 
westlichen Ansprüche am Golf gewertet: "Es 
gibt ein großes Risiko, daß der Konflikt auf 
Nachbarstaaten übergreifen könnte, und es 
hat bereits die innerarabi5Chen Baiehungen 
verschlimmert_ Er kann zu unvorhersehbaren 
und weitreichenden Veränderungen im 
Kräftegleiehgewicht der Region führen, wel­
che der Sowjetunion eine Gelegenheit böte, 
ihren Einfluß auf diesen hozeß auszudeh­
nen." (Ebenda) 

Kurzinformationen 
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Oie !raunge Bilanz der israelischen Besatzer­
eins.älze ~e~n die Proleslbewegung in der 
Weltbank und dem Gaustreifen vOn März bis 
Mai 1982: 16 junge Palästinenser im Alter 
von 7-21 Jahren wurden ennordet, mehr als 
2.000 inhaftiert. 
Anfang Mai dJ. wandten sich die Bürgennei· 
ster VOfl 26 Städten der besetzten Territorien 
in einem offenen Brief an Israels Verteidi­
gungsminister Ariel Sharon, in dem sie den 
fortgesetzten Beutzcrterror und die Abset­
zung vOn vier gewählten Bilrgenneistern (sie­
he AlB 6/1982, S. 52-34) verurteilten_ Sie 
forderten die Rücknahme der Abselzungen 
und der israelischen Zivj]verwaltung, andern­
falls würden alle Gemeinderäte ihr AmI nie­
derlegen. 
Im Juni 1982, da sich die Okkupation der 
Westbank und des Gazastreifens zum I S. Mal 
jährt, muß VOn einer allgemeinen Radikalisie­
rung des palästinensischen Massenbcwußt­
seins gesprochen werden. Das ergab eine Um. 
fraso:, die das israelische PORI·lnstitut für das 
US-Magazin Time (N.S.1982) dUr<:hführte. 
Beispielsweise bejahten 98,2% aller in terview­
ten Palästinenser die Frage, ob sie einen un­
abhängigen Palästinense,.,.taat favorisierten. 
86~ wollen ihn unter alleiniger Führung der 
Pa I ästinemischen Ber reiungsorganisa rion 
(PLO). S7~ der Befragten plädierten rur ein 
sozialistisches, 3~ tur ein pures kapitalisti­
sches Wiruchafusystem. 72% bezeichneten 
die Sowjctunion ab das am meinen geschäu:­
te Land, was nur 1,6% den USA zubilligten. 
Unter den PLO·Führern erfreut sieh Fatah­
Vnnitzcnder Yassir Arafat (mit 50%) der 
größten Popularität, vor Najef Hawatmeh 
(12%) von der Demokratischen Front und 
Gcorges Habash (7%) von der Volksfront_ 
Unte r den Westbankfühll'rn in der Bürger­
meister von Nablus, Bassam Shakah, de r mit 
Abstand beliebteste (68%), während den ge­
mäßigten Bethlehemer Bürgenneister 
Freidseh S% und den Führer der proisraeli­
sehen Dorfligen, Mustafa Dudin, lediglich 2% 
hevonugten. 

Indoneslen 

Die regierende Golkar-Partei konnte bei den 
Parlamentswahlen vom 4. Mai dJ. ihre ab­
solute Mehrheit mit 64,06% der Stimmen ge­
genüber den Wahlen von 1977 um fast 2% 
ausbauen. Die oppositionellen Parteien, die 
mO!ilemische PPP und die demokratische POl 
mußten mit 28% bzw. 7,95% Stimmenver­
luste von 1,29% bzw_ 0,67% gegenüber 1977 
hinnehmen. Kritiker der Regierung Suharto 
bezeichneten die Wahl ah Farce, deren Ziel 
außenpolitischer Prestigegewinn und Beruhi­
gung ausländischer Investoren sei. 
Zu Protesten gab die Benachteiligung der 
Oppositionsparteien Anlaß, da diese ihren 
Wahlkampf nur in Städten tlibren durften, 
wahrend die Bevölkerung~mehrheit auf dem 
Lande lebt_ Desweiteren wurde die Wahlord­
nung, wonach die Regierung 100 der 460 Par· 
lamentarier ernennt, scharf kritisiert. 
Während des !lCchswöchigen Wahlkampfes 
kam eS zu schweren, teils gegen die Golkar. 
Partei gerich te ten Ausschreitungen (ygl. AlB 
5/1982), die 59 Demonstranten das Leben 
kasteien und zu hunderten Verhaftungen 
führten_ 
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Aus Namibia, in manchen Kreisen noch als "Deutschsüdwest" bezeichnet, einem 
der wenigen Länder der E rde, die bis heute nicht einmal auf dem Papier unab­

hängig sind, stammt dieses Tagebuch des Nama-Kap iteins Witbooi, eine der 
se ltenen schriftlichen QueUen afrikanischer Herkunft aus dem vorigen Jahr­
hundert. In Briefwechseln mit anderen Häuptlingen und mit Vertretern der 

deutschen Kolonisatoren hat Witbooi seinen Kampfum das Überleben se ines 
Stammes, um einen Rest von Autonomie, um seine und seines Volkes 

afrikanische Identität aufgezeichnet. 

Hendrik Witbooi 
Afrika den Afrikanern! 

Aufzeichnungen eines Nama-Häuptlings aus der Zeit 
.. der deutschen Eroberung Südwestafrikas 1884 bis 1894 

Hg. von Wolfgang Reinhard 
211 Seiten mit 20 Abb ildungen 

29,80 DM 




